
In Paris und rund 180 anderen 

Städte Frankreichs werden am 

heutigen Dienstag voraussicht-

lich Hunderttausen de Menschen 

gegen die von der Regierung un-

ter Staatschef Emmanuel Macron 

und seinem Ministerpräsidenten 

Édouard Philippe geplante Ände-

rung des Arbeitsrechts auf die Stra-

ße gehen. Bereits Macrons Vorgän-

ger François Hollande hatte den 

»Code du Travail« im vergangenen 

Sommer per Verfassungsdekret am 

Parlament vorbei im Sinne der fran-

zösischen Bosse umgeschrieben. 

Macron, der als Hollandes Wirt-

schaftsminister bereits maßgeblich 

an der ersten Gesetzesnovelle be-

teiligt war, erklärte am vergange-

bedrohten Lohnabhängigen 

des bretonischen Fleischfa-

brikanten Louis Gad nannte 

er im September 2014  – da-

mals Wirtschaftsminister  – 

»Analphabeten«; die jetzt als 

»Nichtstuer« oder »Faulpel-

ze« bezeichneten, mit Sozi-

alhilfe vegetierenden Armen 

waren für ihn bisweilen die 

»Zahnlosen«. Eine für den 

Großteil der französischen 

Politikelite durchaus übliche 

Haltung. 
 Das hält einen Teil der 

Gewerkschaften des Landes 

offenbar dennoch nicht da-

von ab, dem jungen Präsidi-

almonarchen das Vertrauen 

auszusprechen. Jean-Claude 

Frankreich sagt: »Non!«
Frankreich sagt: »Non!«
Frankreich sagt: »Non!«
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In die Zukunft
Magdeburger Künstlergruppe »Die 

Unterm Radar
Bund verliert Millionen Euro, weil 

 private Autobahnbetreiber Lkw-

Maut nicht kassiert haben

Über Chance 2000
Selbstbewusstseinsmaschine: Ein 

Dokumentarfilm erinnert an 

Schlingensiefs Wahlkampf 
An die Eier
Rote Karte für Nuklearmächte: 71 Pro-

zent der deutschen Bevölkerung 

wollen Atomwaffenverbot 4 5
12
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Die Arroganz des Präsidenten Macron 

verschärft den Widerstand gegen 

geplantes Arbeitsgesetz . 

Von   Hansgeorg Hermann, Paris 

  SEITEN 3, 7 UND 8  SEITEN 3, 7 UND 8

Naturgewalt
Wie der Hurrikan »Irma« auf der 

kleinen Karibikinsel Providenciales 

wütete – ein Augenzeugenbericht. 

Außerdem: US-Bundesstaat Florida 

in Schockstarre, in Kuba wird aufge-

räumt. Kommentar zur selektiven 

Berichterstattung über den Sturm.

R
E

U
T

E
R

S

10

Mediadaten
n Anzeigenpreisliste Nr. 27 vom 1.10.2017

Opposition erfolgreich 

bei Wahlen in Moskau 

Moskau.  Die liberale russische Oppo-

sition hat bei den Moskauer Lokal-

wahlen am Sonntag unerwartete Er-

folge erzielt. Die Partei Jabloko des 

Reformpolitikers Grigori Jawlinski 

errang nach offiziellen Angaben vom 

Montag knapp 180 der 1502 Manda-

te in den Stadtteilversammlungen. 

Dazu könnten noch Dutzende Sitze 

parteiloser Kandidaten kommen. 

Drei Viertel der Mandate gingen 

an die Regierungspartei Geeintes 

Russland, wie Walentin Gorbunow, 

Leiter der Moskauer Wahlkommis-

sion, mitteilte. Die Beteiligung lag 

bei niedrigen 14 Prozent. In zehn 

oder mehr Stadtteilvertretungen ka-

men die Regierungsgegner auf eine 

Mehrheit. Im Gagarinski-Viertel um 

die Russische Akademie der Wis-

senschaften errangen sie sogar alle 

Sitze. Ausgerechnet dort  hatte am 

Sonntag Präsident Wladimir Putin 

seine Stimme abgegeben.  (dpa/jW) 

Thyssen-Krupp und Tata 

vor Fusion 

In die Zukunft
Magdeburger Künstlergruppe »Die 

Kugel« wollte neue Mensch-

heit. Von Jörg-Heiko Bruns12
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it Pauken und Trompeten 
sollte am Montag abend das 
Kriegsschiff »Mecklenburg-

Vorpommern« in Wilhelmshaven ab-
legen. Fast ein halbes Jahr lang werden 
die Matrosen an Bord ihrem »Kernauf-die Matrosen an Bord ihrem »Kernauf-die Matrosen an Bord ihrem »Kernauf
trag« nachgehen: der »Bekämpfung der 
Schleusernetzwerke«, so Fregattenka-
pitän Christian Schultze in einer Pres-
semitteilung. Neben den Angehörigen 
der Besatzung war auch der Innenmini-
ster Mecklenburg-Vorpommerns, Lo-
renz Caffier (CDU), für einen Besuch 
angekündigt, um feierlich der Crew sei-
ne Landesflagge zu überreichen.

Stolz muss Caffier sein, dass nun ein 
Kriegsschiff mit dem Namen seines 
Landes Teil einer so monströsen EU-
Operation ist: Unter dem Codenamen 
»Sophia« patrouillieren die Mitglieds-
staaten seit 2015 vor der libyschen Kü-
ste. Mit Flugzeugen, Hubschraubern 
und Schiffen werde den Schleppern 
die »Bewegungsfreiheit« genommen, 

heißt es auf der Internetseite der Bun-
deswehr. Neben jenem »Kernauftrag« 
gibt es aber noch eine »Unterstützer-
aufgabe«: die libysche Küstenwache 
auszubilden. Jene Truppe, die seit 
vergangenem Freitag insgesamt 1.124 
Menschen zurück in das zerrüttete 
Land gebracht hat.

Laut der Genfer Flüchtlingskonventi-
on darf kein Vertragsstaat einen Flücht-
ling in Gebiete zurückweisen, in denen 
sein Leben oder seine Freiheit bedroht 
werden. Libyen hat jenes Abkommen 
jedoch nie unterschrieben. Die UN 
selbst verlegten 2015 aufgrund der 
instabilen Lage ihr Büro von Tripolis 
nach Tunis. Nicht nur Organisationen 
wie »Human Rights Watch« sind über-
zeugt, dass die Menschen in Libyen 
berechtigten Grund zur Flucht haben. 
In einem Land, in dem die Bürger im 
Machtkampf zwischen dem nicht de-
mokratisch gewählten Machthaber Fa-
jes Al-Sarradsch, dem Warlord Khalifa 

Haftar sowie zahlreichen kriminellen 
Milizen zwischen die Fronten geraten 
sind, ist es alltäglich, dass die 42.028 
im Juli registrierten Flüchtlinge unter 
menschenunwürdigen Bedingungen 
leben. Folter und Missbrauch domi-
nieren das Leben in den Camps, deut-
sche Diplomaten prangerten in einem 
Lagebericht vom Januar »KZ-ähnliche 
Zustände« an. Trotzdem sei es »gene-
rell vernünftig«, die Menschen wieder 
in die Nähe ihrer Heimat zurückzu-
bringen, meinte CSU-Spitzenkandidat 
Joachim Herrmann in einem Interview 
mit Deutschlandfunk vom Sonntag. Deutschlandfunk vom Sonntag. Deutschlandfunk

2.397 Menschen sind 2017 laut UN-
Flüchtlingswerk (UNHCR) bei der 
Flucht über das Mittelmeer bereits er-
trunken. Ihre Zahl wird sich noch wei-
ter erhöhen. Denn Rettungsorganisatio-
nen sind längst selbst zur Zielscheibe 
geworden. Am Wochenende stoppte 
die libysche Küstenwache ein Schiff 
der »Ärzte ohne Grenzen« mit 130 ge-

retteten Flüchtlingen an Bord, vergan-
gene Woche wurde die »Iuventa« der 
Organisation »Jugend rettet« beschlag-
nahmt. Die Retter sollen angeblich ille-
gale Einwanderung »fördern«.

Zu der politischen Verfolgung kom-
men nun auch Neonazis hinzu, die 
Jagd auf die Seenotretter vor Libyen 
machen. Berichten zufolge hat am 
Samstag die »C-Star« unter Komman-
do der »Identitären Bewegung« das 
Rettungsschiff »Aquarius« der »Ärzte 
ohne Grenzen« für einige Zeit verfolgt, 
berichtete ein sich an Bord befinden-
der Reporter der Nachrichtenagentur 
AFP. Eine Geste der Gewalt, die aber 
ganz im Sinne hochrangiger Politiker 
der EU sein dürfte. Bereits Mitte Juli 
hatte der deutsche Innenminister Tho-
mas de Maizière Stimmung gemacht 
gegen die Retter, indem er – ohne Be-
lege vorzuweisen – Hilfsorganisationen 
beschuldigte, mit »Schleppern« zusam-
menzuarbeiten.

Feindbild 
Flüchtling

Überfall auf Kaserne abgewehrt

WWW.JUNGEWELT.DE

Pjöngjang weist Kritik an 
Atomprogramm zurück
Manila. Nach den jüngsten Sank-Nach den jüngsten Sank-Nach den jüngsten Sank
tionen des UN-Sicherheitsrats 
hat der Außenminister der Demo-
kratischen Volksrepublik Korea, 
Ri Yong Ho, sein Land als »ver-
antwortungsvolle Atommacht« 
bezeichnet. »»Wir werden nicht 
rücksichtslos auf den Gebrauch 
von Atomwaffen zurückgreifen, es 
sei denn, wir werden durch eine 
Invasion seitens einer anderen 
Atommacht bedroht«, sagte Ri 
am Montag in Manila. Über sein 
Atomwaffenprogramm und die 
Raketentests werde Pjöngjang 
unter keinen Bedingungen verhan-
deln, so Ri weiter. Unterdessen hat 
Russland zur atomaren Abrüstung 
auf der Koreanischen Halbinsel 
aufgerufen. Außenminister Sergej 
Lawrow teilte am Montag mit, er 
habe bei einem Treffen mit seinem 
Amtskollegen Ri in Manila zur 
Zurückhaltung in dem Konflikt 
aufgerufen. (dpa/jW)

Siehe auch Seite 7

Niedersachsen wählt 
am 15. Oktober

Hannover. Nach dem Verlust der 
»rot-grünen« Regierungsmehrheit 
in Hannover sollen die Niedersach-
sen erst nach der Bundestagswahl 
über die Zusammensetzung eines 
neuen Landesparlaments abstim-
men. Die Landtagswahl werde für 
den 15. Oktober angesetzt, gab der 
niedersächsische Ministerpräsident 
Stephan Weil (SPD) am Montag 
nach Beratungen mit den Frak-nach Beratungen mit den Frak-nach Beratungen mit den Frak
tionen im Landtag bekannt. Der 
Bundestag wird am 24. September 
gewählt. Im Bund wie in Nieders-
achsen liegt die Union in Umfragen 
klar vor der SPD. Die Neuwahl in 
Niedersachsen ist nötig geworden, 
nachdem die bisherige Grünen-
Abgeordnete Elke Twesten vorige 
Woche aus der Fraktion ausgetreten 
war und ihren Wechsel zur oppo-
sitionellen CDU erklärt hatte. Das 
Regierungsbündnis von SPD und 
Grünen unter Ministerpräsident 
Weil verlor damit seine Ein-Stim-
men-Mehrheit. (Reuters/jW)

Mission gegen Menschenleben: Die Flüchtlingspolitik der EU treibt Schutzsuchende vor sich her (17.6.2017)
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Bewusstsein erweitern
Die Verzweiflung im Rücken. Maren 

Wursters Debütroman »Das 
Fell« ist ein magischer Roadtrip

Kassen leeren
Stadt Pforzheim setzte auf hochris-

kante Geschäfte mit Derivaten. 
Exbürgermeisterin vor Gericht 

Recht beugen
Terrorvorwurf: Türkisches Gericht hat 

Anklageschrift gegen Journalistin 
Mesale Tolu angenommen

Gewalt kleinreden
Polizeieinsätze außer Kontrolle: Frag-

würdiges Rechtsverständnis und 
zunehmende Militarisierung 3 5 6 11
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Deutsche Fregatte verstärkt EU-Einsatz 
gegen Migranten. Libysche Küstenwache 
transportiert Hunderte Menschen zurück 
in zerrüttetes Land. Von Leonie Haenchen

Uniformierte greifen in Venezuela Stützpunkt an. EU stellt sich hinter rechte Opposition

ei der Niederschlagung eines 
Angriffs auf einen Militär-
stützpunkt in Venezuela sind 

Präsident Nicolás Maduro zufolge 
zwei Täter getötet und acht festge-
nommen worden. Rund 20 Bewaff-nommen worden. Rund 20 Bewaff-nommen worden. Rund 20 Bewaff
nete seien am Sonntag morgen in den 
Stützpunkt Paramacay nahe der Stadt 
Valencia westlich von Caracas einge-
drungen, sagte Maduro am selben Tag 
in seiner wöchentlichen TV-Sendung. 
Er bezeichnete die Angreifer als Söld-
ner. »Die Rechnung wurde aus Miami 
und Kolumbien bezahlt«, sagte Ma-
duro. Es handelte sich anscheinend 

um den Versuch, einen Aufstand aus-
zulösen.

In einem Video, das zum Zeitpunkt 
der Attacke im Internet kursierte, 
erklärten mehrere Uniformierte, sie 
wollten das Land zurück zur Demo-
kratie führen. Sie riefen zur landes-
weiten Erhebung gegen Maduro auf. 
Dies sei kein Staatsstreich, sondern 
eine bürgerliche und militärische 
Aktion, um die Verfassungsordnung 
wiederherzustellen, sagte ein Mann, 
der sich als Exoffizier der National-
garden vorstellte. Am Freitag war die 
verfassunggebende Versammlung in 

Caracas zusammengekommen. Ziel 
der Constituyente, deren Mitglieder 
Ende Juli gewählt worden waren, ist 
die Ausarbeitung eines neuen Grund-
gesetzes, das die sozialen und demo-
kratischen Errungenschaften der ver-
gangenen Jahre festschreibt.

Befeuert werden derartige Putsch-
versuche auch aus Brüssel. Am Mon-
tag hat EU-Außenbeauftragte Fede-
rica Mogherini dort die jüngsten Ent-
wicklungen in Venezuela kritisiert. 
»Der Amtsantritt der verfassungge-
benden Versammlung und deren er-
ste Handlungen, darunter die Entfer-

nung Luisa Ortegas aus ihrem Amt 
als Generalstaatsanwältin, haben die 
Aussicht auf eine friedliche Rückkehr 
zur demokratischen Ordnung in Vene-
zuela weiter verschlechtert«, erklär-
te Mogherini. »Wir erwarten von der 
venezolanischen Regierung, dass sie 
dringend alle politischen Gefangenen 
freilässt und die Respektierung von 
Rechtsstaatlichkeit und Menschen-
rechten sicherstellt«, stellte sich Mo-
gherini hinter die rechte Opposition, 
die immer wieder gewaltsam gegen 
Anhänger der linken Regierung vor-
geht. (AFP/dpa/Reuters/jW)

wird herausgegeben von 
2.066 Genossinnen und 
Genossen (Stand 25.7.2017)(Stand 25.7.2017)

n www.jungewelt.de/lpg

  SEITEN 12/13  SEITEN 12/13

Kampfansage
Aufmarsch im neuen Kalten Krieg: 
Wie die NATO mit Stationierungen 
schnell einsetzbarer Truppenver-
bände und großangelegten Manöver 
versucht, den Ostseeraum zu beherr-
schen. Hauptziel bleibt die Bedro-
hung Russlands. Von Jörg KronauerF
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n Vorstellung   

Die junge Welt ist in ihrer neueren Geschichte etwas, das es in dieser Gesell-
schaft eigentlich nicht geben kann: eine linke, professionell arbeitende, über-
regionale Tageszeitung, die ohne eine Partei oder ein großes Medienhaus im 
Rücken »am Markt besteht« – also genug Leserinnen und Leser fi ndet, die 
auch bereit sind, für ihre Lektüre zu bezahlen. 

Einst aufl agenstärkste Tageszeitung der DDR, erscheint sie heute im gesam-
ten deutschsprachigen Raum. Ihre Abwicklung verhinderte 1995 der mutige 
Entschluss von Teilen der Redaktion, selbst einen Verlag zu gründen und 
die junge Welt in Eigenregie weiterzuführen. Heute ist die jW mehrheitlich im 
Besitz der Linken Presse Verlags-, Förderungs- und Beteiligungsgenossen-
schaft junge Welt eG und damit in den Händen ihrer Leserinnen und Leser. 

Während große Medienkonzerne angesichts von Aufl agenverfall und Be-
deutungsverlust rätseln, wie in Zeiten des Internets mit Journalismus Geld 
zu verdienen ist, wissen wir: Eine klare politische Haltung – mit Vehemenz 
vorgetragen und mit Konsequenz verteidigt –, journalistische Sorgfalt und 
eine gehörige Portion Chuzpe sind die besten Garantien für ein Blatt, das 
seine Leser fi ndet. Seit Jahren beweisen steigende Aufl agenzahlen im Print 
ebenso wie die wachsende Zahl von Onlineabonnements, dass wir damit 
richtig liegen. 

In wenigen Worten lässt sich die Frage, was die junge Welt ist, so beant-
worten: Sie ist die einzige marxistische Tageszeitung im deutschsprachigen 
Raum und ergreift als solche klar Partei. Gegen Kriegseinsätze, für Völ-
ker- und Menschenrecht. Gegen Ausbeutung und Unterdrückung, für ein 
menschenwürdiges Leben. Gegen das neoliberale »There is no alternative«, 
für eine Zukunft, die die Menschen nach ihrem Willen selbst gestalten. 

In Venezuela hat die verfassung­
gebende Versammlung am Sonn­
abend ihre Tätigkeit aufgenom­

men. Nach der feierlichen Konstitu­
ierung der Constituyente am Freitag, 
die von Tausenden begeistert gefeiert 
worden war, schlugen die 545 Abge­
ordneten bei ihrer ersten Arbeitssit­
zung einige Pflöcke ein und machten 
deutlich, dass sie sich ihrer allen an­
deren Staatsgewalten übergeordneten 
Stellung bewusst sind.

Gegen die demokratische Entwick­Gegen die demokratische Entwick­Gegen die demokratische Entwick
lung hat es am Sonntag in der venezo­
lanischen Stadt Valencia einen Mili­
täraufstand gegeben. Laut Angaben 
der sozialistischen Regierung konnte 
»die terroristische Attacke« schnell 
niedergeschlagen werden. Im Rest des 
Landes gab es keine Umsturzversuche 
des Militärs.

Pünktlich vor Beginn der ersten 
Sitzung der Constituyente am Sonn­
abend hatte der Oberste Gerichtshof 
ein Urteil gegen Generalstaatsanwäl­
tin Luisa Ortega Díaz gefällt. Die Juri­
stin wurde ihres Amtes enthoben, die 
Übernahme öffentlicher Ämter wurde 
ihr untersagt. Begründet wurde diese 
Entscheidung mit der Untätigkeit der 
Behörde gegenüber der seit April im 
Zusammenhang mit oppositionellen 
Protesten anhaltenden Gewaltwelle. 
Ortega hatte sich vor vier Monaten 
auf die Seite der Regierungsgegner 
geschlagen, seither ermittelte ihre Be­
hörde vor allem gegen Angehörige 
der Sicherheitskräfte und der Regie­
rung, während Untersuchungen gegen 
militante Oppositionelle wegen der 
Ermordung mutmaßlicher Chavistas 
eingestellt wurden.

Die Constituyente setzte Ortega of­Die Constituyente setzte Ortega of­Die Constituyente setzte Ortega of
fiziell von ihrem Amt ab und wählte 
den bisherigen Ombudsmann Vene­
zuelas, Tarek William Saab, zum neu­

en Generalstaatsanwalt. Außerdem 
wurde eine Umstrukturierung der Be­
hörde angeordnet. Saab erklärte bei 
der Vereidigung in sein Amt, er werde 
»unter diesen historischen Bedingun­
gen der Bedrohung, der wir uns vom 
Staatschef Präsident Nicolás Maduro 
bis zum einfachsten Bauer, Fischer, 
Vater und Mutter einer Familie voller 
Würde entgegengestellt haben«, dafür 
eintreten, dass die Trikolore Venezue
las »nicht länger beschmutzt und be
leidigt« werde.

Ortega akzeptierte ihre Entmach
tung nicht und verbreitete eine weiter 
mit »Generalstaatsanwältin« unter
zeichnete Erklärung, in der sie von 
einem »Putsch gegen die Verfassung« 

sprach. Sie werde nicht kapitulieren. 
Im Internet verbreitete Videoaufnah­
men zeigten allerdings, wie sie auf 
dem Rücksitz eines Motorrades eilig 
aus dem Gebäude der Behörde ver­

OAS war es ihr gelungen, das Zustan­
dekommen einer für das Verhängen 
von Sanktionen notwendigen Stim­
menmehrheit zu verhindern. Die vier 
weiteren Vollmitglieder des Merco­

Machtfrage gestellt

Vorgezogene Landtagswahl in Niedersachsen

WWW.JUNGEWELT.DE

Syrische Armee erzielt 
Erfolge gegen IS

Damaskus. Die Milizen des »Isla­
mischen Staates« (IS) verlieren im 
Krieg in Syrien weiterhin an Boden. 
Truppen der Armee und ihrer Ver­
bündeten haben am Samstag die 
rund 70 Kilometer nordöstlich von 
Palmyra liegende Stadt Al­Sukhna 
in der Provinz Homs vollständig um­
zingelt, wie die staatliche Nachrich­
tenagentur SANA meldete. Mehrere 
Islamisten seien getötet und ihre 
Stellungen eingenommen worden.

Unterdessen hat die Türkei ihre 
Militärpräsenz im Grenzgebiet zu 
Syrien ausgebaut. Ein Konvoi mit 
mindestens fünf Artilleriegeschüt­
zen sei in der Nacht zum Samstag 
in der südtürkischen Provinz Kilis 
eingetroffen, berichtete die amtli­
che Nachrichtenagentur Anadolu. 
Mit dem Kriegsmaterial sollen 
demnach die Einheiten verstärkt 
werden, die bereits in der Region 
stationiert sind. (AFP/Reuters/jW)

Siehe auch Seite 3

Hauptstadtairport 
öffnet wohl erst 2019
Berlin. Die Eröffnung des Haupt­
stadtflughafens BER wird sich wei­
ter verzögern. Er könne frühestens 

Feier für neues Grundgesetz: Anhänger der linken Regierung protestieren am 4. August in Caracas
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Lehrstück
Was »Bürger in Uniform« nicht dürfen: 

Bilanz von Jürgen Rose, Oberst-
leutnant der Bundeswehr

Konkurrenzkampf
Kein Ende beim Bau von Riesencon-

tainerschiffen. Global agierende 
Großreeder erhöhen Preisdruck

Knebelverträge
Wie eine Gabe vom Staat: Polen 

schafft mit Sozialprogramm 
Mieter zweiter Klasse

Teilerfolg
Abzug aus dem Libanon: Al-Qaida aus 

Nachbarland Syriens vertrieben. 
Von Karin Leukefeld 3 5 9 15
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Venezuelas verfassunggebende Versammlung nimmt Arbeit auf und wählt neuen 
Generalstaatsanwalt. Von André Scheer

Streit um Termin nach Verlust der Mehrheit für »Rot-Grün«. Regierungschef wegen VW unter Druck

Niedersachsen steuert auf vor­
gezogene Landtagswahlen 
zeitgleich mit der Bundestags­

wahl zu. Nötig werden sie, weil am 
Freitag eine Grünen­Abgeordnete ih­Abgeordnete ih­ ­
ren Übertritt zur CDU bekanntgegeben 
hatte (siehe jW vom Wochenende). Die 
»rot­grüne« Koalition hatte im Landtag 
von Hannover eine knappe Mehrheit 
von nur einer Stimme. Ministerpräsi­
dent Stephan Weil sagte am Wochen­
ende, es wäre ihm »sehr recht«, wenn 
beide Wahlen am 24. September statt­
finden könnten. Zuvor hatten bereits 

CDU und FDP für das Datum plädiert. 
Landwirtschaftsminister Christian 
Meyer forderte dagegen im Namen der 
Grünen einen separaten Termin.

Am heutigen Montag will Weil mit 
allen Fraktionen das weitere Vorge
hen besprechen. Er kündigte einen 
harten Wahlkampf gegen CDU und 
FDP an. Derzeit liegt die CDU in 
Niedersachsen Umfragen zufolge klar 
vor der SPD. Am Freitag hatte die 
Grünen­Abgeordnete Elke Twesten 
ihren Wechsel zur CDU bekanntgege
ben. SPD­Politiker äußerten danach 
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Abwehrbereit
Ein geostrategischer Erfolg: Die Krim 
hat für Russland eine erhebliche 
Bedeutung – ihre Eingliederung war 
vor allem eine Maßnahme, um den 
Einfluss der NATO im Schwarzmeer-
raum zurückzudrängen. Vorabdruck.
Von Ralf Rudolph und Uwe MarkusP
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Die junge Welt – erfolgreicher Journalismus von links

Mission gegen Menschenleben: Die Flüchtlingspolitik der EU treibt Schutzsuchende vor sich her (17.6.2017)

gen der Bedrohung, der wir uns vom 
Staatschef Präsident Nicolás Maduro 
bis zum einfachsten Bauer, Fischer, 
Vater und Mutter einer Familie voller 
Würde entgegengestellt haben«, dafür 
eintreten, dass die Trikolore Venezue­
las »nicht länger beschmutzt und be­

Ortega akzeptierte ihre Entmach­
tung nicht und verbreitete eine weiter 
mit »Generalstaatsanwältin« unter­
zeichnete Erklärung, in der sie von 
einem »Putsch gegen die Verfassung« 

schwand.
Zur Präsidentin der verfassung­

gebenden Versammlung war bereits 
am Freitag die frühere Außenmi­
nisterin Delcy Rodríguez gewählt 
worden. Die Diplomatin war inter
national bekanntgeworden, als sie 
im Gemeinsamen Markt des Südens 
(Mercosur) und in der Organisation 
Amerikanischer Staaten (OAS) lei
denschaftlich die Position ihres Lan
des gegen die rechten Regierungen 
der Region verteidigt hatte. In der 

sur – Argentinien, Brasilien, Para­
guay und Uruguay – beschlossen da­
gegen am Sonnabend die unbefristete 
Suspendierung Venezuelas aus dem 
Staatenbund. Für Empörung sorgte 

Vorgezogene Landtagswahl in Niedersachsen

im Herbst 2019 in Betrieb gehen, 
acht Jahre später als geplant, berich­
tete Bild am Sonntag unter Hinweis 
auf vertrauliche Projektunterlagen. 
Demnach ziehen sich die Bauar­

Streit um Termin nach Verlust der Mehrheit für »Rot-Grün«. Regierungschef wegen VW unter Druck

CDU und FDP für das Datum plädiert. 
Landwirtschaftsminister Christian 
Meyer forderte dagegen im Namen der 
Grünen einen separaten Termin.

Am heutigen Montag will Weil mit 
allen Fraktionen das weitere Vorge­
hen besprechen. Er kündigte einen 
harten Wahlkampf gegen CDU und 
FDP an. Derzeit liegt die CDU in 
Niedersachsen Umfragen zufolge klar 
vor der SPD. Am Freitag hatte die 

Abgeordnete Elke Twesten 
ihren Wechsel zur CDU bekanntgege­

Politiker äußerten danach 

den Verdacht, die CDU habe Twe
sten »Lockangebote« gemacht, was 
sowohl die Politikerin als auch die 
Christdemokraten zurückwiesen.

Unterdessen ist Regierungschef Weil 
am Wochenende im Zusammenhang 
mit der Diesel
Druck geraten. 
tete, der Ministerpräsident habe 2015 
den Text einer Regierungserklärung zu 
dem Skandal vor deren Verlesung dem 
Vorstand des VW
Dort sei die darin enthaltene Kritik 
»weichgespült« worden, so CyberkriegCyberkrieg

gegen links

Waffenruhe im 
Donbass in Kraft

Kiew. Im Donbass ist in der Nacht 
auf Freitag die zwischen den Kon-
fliktparteien vereinbarte Waffenru-
he in Kraft getreten. Trotzdem gab 
es erneut Kämpfe. Ein Soldat der 
ukrainischen Regierungstruppen 
sei getötet worden, als die »Sepa-
ratisten« nachts an zwei Orten das 
Feuer eröffnet hätten, sagte ein Mi-
litärsprecher dem Fernsehsender 
112. Die Militärführung in Donezk 
berichtete von zwei ukrainischen 
Angriffen nach Mitternacht. Dabei 
sei in der Stadt ein Zivilist schwer 
verletzt worden. Die international 
nicht anerkannte »Volksrepublik 
Lugansk« berichtete von Maschi-
nengewehrfeuer der ukrainischen 
Seite.

Im Krieg im Osten der Ukrai-
ne, der 2014 durch den Putsch 
in Kiew ausgelöst wurde, sind 
nach UN-Schätzungen bislang 
10.000 Menschen getötet worden.

(dpa/jW)

Staat erzielt 
Milliardenüberschuss
Wiesbaden. Der deutsche Staat hat 
im ersten Halbjahr 2017 ein Plus 
von 18,3 Milliarden Euro erzielt. 
Die Einnahmen von Bund, Län-
dern, Gemeinden und Sozialversi-
cherung hätten sich in den ersten 
sechs Monaten im Vergleich zum 
Vorjahreszeitraum um 29,6 Mil-
liarden Euro oder 4,3 Prozent auf 
723,8 Milliarden Euro erhöht, wie 
das Statistische Bundesamt in 
Wiesbaden am Freitag mitteilte. 
Die Ausgaben des Staates seien im 
Gegenzug um 28,8 Milliarden Eu-
ro oder 4,3 Prozent auf 705,4 Milli-
arden Euro gestiegen. Der gesamt-
staatliche Überschuss verteile sich 
nicht gleichmäßig: Während der 
Bund ein Defizit von 2,5 Milliar-
den verzeichne, hätten die Länder 
(plus 8,1 Milliarden Euro), die 
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Würfel gefallen
Entlassung von US-Chefstratege 

Stephen Bannon – ein Macht-
kampf der Klassenfraktionen

Partei demaskiert
Österreich: FPÖ stellt neoliberales 

Programm vor und fordert 
Kürzung von Sozialleistungen

Medien verboten
Der türkische Präsident Erdogan geht 

gegen feministische Internetseite 
und kurdische Tageszeitung vor 2 6
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Verbot von 
»linksunten.indymedia.org«: 
Das Innenministerium 
erfindet einen Verein, 
um ihn dann 
zerschlagen zu können. 
Von Sebastian Carlens

»Und danach spricht man 
nicht mehr darüber«

D
ie Stadt Rostock er-
innert dieser Tage 
an das Pogromwo-
chenende in Rostock-
Lichtenhagen vor 

25 Jahren. Zwischen dem 22. und 
26. August 1992 wurde dort von 
einem Mob das sogenannte Sonnen-
blumenhaus in Brand gesteckt. Nun 
sollen Diskussionen über die dama-
ligen Ereignisse geführt, Skulpturen 
aufgestellt und die Vielfalt der Kul-
turen gefeiert werden. Ist dies eine 
angemessene Form des Gedenkens?

Was ich immer wieder feststellen musste, 
ist, dass die Gedenkveranstaltungen aus
schließlich einer Konjunktur folgen. Am 
10. Jahrestag wurde mit großem Aufwand 
an die Ereignisse erinnert, wohingegen die 
ersten neun Jahre gar nichts passiert ist. 
Zum 20. Jahrestag wurde der Ereignisse 
in größerem Rahmen gedacht, zum 25. 

n  Drucksachen

Organ der Klassenherrschaft: Im August 
und September 1917 arbeitete Lenin an 
»Staat und Revolution«. Klassiker 

faulheit & arbeit
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Innenminister Thomas de Maizière (CDU) am 8. August in Berlin bei der Bundespolizeidirektion 11 mit GSG-9-Spezialeinsatzkräften

Jörg Meuthen musste lange kämp-
fen, nun ist er am Ziel. Schon 
im Mai vergangenen Jahres ver-

langte der AfD-Vorstandssprecher 
von der Regierung, dass »›linksunten.
indymedia.org‹ blockiert werden« müs-
se. Vorausgegangen war damals das Le-
ak der Teilnehmerliste des AfD-Partei-
tages auf dem Webportal. Bis heute ist 
unklar, woher die Informationen stam-
men, vermutlich aber von AfD-Funkti-
onären selbst – bei »linksunten« konnte 
schließlich jeder veröffentlichen. 

Damit ist es nach Willen des Bun-
desinnenministers Thomas de Maiziè-
re (CDU) vorbei. Am Freitag verfügte 
sein Haus das Verbot des Portals, al-
ler zugeordneten Webauftritte, seiner 
Symbole, des Schriftzugs sowie eines 
angeblich bestehenden Vereins samt 
»Nachfolgeorganisationen«. Damit 
sind auch die geleakten AfD-Daten 
aus dem Netz, Meuthen kann aufat-
men. Nicht verboten wurden das glo-
bale »linksunten«-Netzwerk, das al-
lerdings auch in Brasilien sitzt, sowie 
ein weiterer deutscher Ableger namens 
»de.indymedia.org«. Die Webpräsenz 
von »linksunten« war ab Freitag mittag 
durch eine Offlinemeldung ersetzt. Ob 
die Abschaltung auf das Ministerium 
zurückgeht, ist unklar – so berichtete 
das Technikportal Golem.de am Frei-
tag, dass die Webseite »unter anderem 
auf einem Server des französischen Pro-
viders OVH« gehostet sei. »OVH ist 
nicht für eine übermäßig aktive Zusam-

menarbeit mit den Behörden bekannt«, 
so Golem.de. 

Noch vor Bekanntgabe des Verbots, 
das laut Redaktionsnetzwerk Deutsch-
land bereits am 14. August erlassen land bereits am 14. August erlassen land
worden sein soll, durchsuchte die Poli-
zei am Freitag früh mehrere Wohnun-
gen und das linke Zentrum »KTS« in 
Freiburg. Dabei wurden laut dpa Com-
puter, Datenträger und ein angebliches 
Waffenlager beschlagnahmt: Rohre, 
Stöcke und Messer. »Es sind typische 
Gegenstände aus der linksextremisti-
schen Szene«, sagte de Maizière. Fest-
nahmen oder Verhaftungen habe es 
nicht gegeben. Laut Spiegel online hatte 
die Polizei am Freitag ihre »Präsenz« 
in Freiburg erhöht, um Solidaritätsbe-
kundungen seitens der linken Szene zu 
verhindern. Zwei der drei beschuldig-
ten Betreiber sollen bereits während 
des G-20-Gipfels zu den insgesamt 32 
Medienvertretern gehört haben, denen 
nachträglich die Akkreditierung zur 
Gipfelberichterstattung entzogen wor-
den war (jWden war (jWden war (  berichtete), so die NachjW berichtete), so die NachjW -
richtenagentur dpa. Die Suche nach den 
anonymen Webseitenbetreibern habe 
schon länger gedauert, Ermittlungen im 
Kontext des G-20-Gipfels seien hierfür 
»hilfreich« gewesen, so de Maizière. 

»Die Maßnahmen dienen der Zer-
schlagung der Vereinsstruktur und der 
Beschlagnahme des Vereinsvermö-
gens«, teilte der Innenminister mit. Al-
lerdings gab und gibt es keinen Verein, 
der »linksunten« betrieben hätte; nach 

der Nachrichtenagentur dpa »wandten 
die Sicherheitsbehörden einen Kniff 
an« und stuften die Betreiber förmlich 
als solchen ein, um gegen sie vorgehen 
zu können. 

Vermutlich war bei den dünnen 
Vorwürfen gegen » linksunten« auch 
gar nichts anderes als ein Verbot nach 
dem niederschwelligen Vereinsrecht 
möglich. Das Portal sei »die einfluss-
reichste Internetplattform gewaltberei-
ter Linksextremisten in Deutschland«, 
behauptete das Innenministerium am 
Freitag. Ihm wird unter anderem zur 
Last gelegt, »für gewaltsame Aktio-
nen« am Rande des G-20-Gipfels in 
Hamburg mobilisiert zu haben, Beken-
nerschreiben zu veröffentlichen und 
sich nicht von Gewalt zu distanzieren – 
Handlungen, die man jedem beliebigen 
Medium, das auch Originaltöne zitiert, 
zum Vorwurf machen könnte. 

Doch: Ist »linksunten« überhaupt 
ein Medium? Es gibt keine Redaktion, 
die Autoren sind anonym, mit wenigen 
Klicks konnte jeder dort veröffentli-
chen. So ist auch völlig unklar, von wem 
die vom Innenministerium zur Ver-
botsbegründung zitierten Inhalte (z. B. 
»Böller statt Flaschen und Steinen!«) 
stammen. Die Seite sei »mit raffinierten 
Tricks« geschützt, rechtfertigt sich der 
Minister. 

Nicht erbaut vom Verbot zeigte sich 
der Hamburger Vorsitzende des Bundes 
Deutscher Kriminalbeamter (BDK), 
Jan Reinecke. Er kritisierte am Frei-

tag im Hamburger Abendblatt, dass die 
Plattform »polizeitaktisch sogar wich-
tig« sei, um die Szene beobachten zu 
können. »Das fehlt den Polizisten nun 
in Zukunft.« 

De Maizière rühmt sich, »das erste 
Verbot einer linksextremistischen Ver-
einigung durch einen Bundesinnenmi-
nister«, durchgesetzt zu haben. Er hat 
sich dafür nicht nur die Wahlkampfzeit 
ausgesucht, sondern auch den 25. Jah-
restag der rassistischen Krawalle in 
Rostock-Lichtenhagen. Neben vielen 
unbestätigten und nicht überprüfba-
ren Texten und Behauptungen, die auf 
»linksunten« erschienen sind, zeichnete 
sich die Seite vor allem durch regelmä-
ßige Informationen über rechtsradikale 
Umtriebe aus. Umso enthüllender ist 
die Rechtfertigung des Innenministers, 
»das rechtsextremistische Pendant zu 
›linksunten‹, die Internetplattform 
›Altermedia Deutschland‹, bereits am 
27.  Januar 2016 verboten« zu haben. 
Auf » Altermedia« fand niedrigste ras
sistische Hetze und platte Verherrli
chung des Nazifaschismus statt. 

Die Deutsche Kommunistische Par
tei (DKP) verurteilte das Verbot am 
Freitag. Kritiker von Bundeswehraus
landseinsätzen, Leiharbeit und Rassis
mus sollten mundtot gemacht werden. 
»Das Verbot muss sofort aufgehoben 
werden«, forderte der DKP-Vorsitzende 
Patrik Köbele. 

Siehe Seiten 2 und 8
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Anzeigen in der jW: Eine Empfehlung der Redaktion 

n Vorstellung   

Die Zahlen basieren auf den Ergebnissen der jW-Leserbefragung 2013/14 (Grundgesamtheit: 3 119 Personen). Befragt wurden Abonnentinnen und Abonnenten sowie Leserinnen und Leser der Print- und 
Onlineausgabe der jW. Alle Prozentangaben gerundet.

Wer in der jungen Welt wirbt, profitiert von der einzigartigen Beziehung 
zwischen ihr und ihrer Leserschaft. Die jW ist nicht nur Tageszeitung, sie ist 
Teil der sozialen und politischen Bewegungen, aus denen sie berichtet. Sie 
wird von ihren Leserinnen und Lesern als unverzichtbare Informationsquel-
le geschätzt, die Identifikation mit »ihrer« Tageszeitung ist unübertroffen 
hoch. So werden auch Anzeigen in der jungen Welt mit anderen Augen 
gesehen. Jeder zweite der 3 119 Teilnehmer unserer letzten Leserbefragung 
(2013/14) gab an, diese Annoncen aufmerksam zu lesen und als direkte 
Empfehlung der Redaktion zu verstehen. Können Sie sich eine bessere 
Unterstützung für die Wirksamkeit Ihres Marketings vorstellen?

Der beste Grund, die jW für Werbung zu nutzen, sind aber unsere Leserin-
nen und Leser selbst. Sie sind im Vergleich überdurchschnittlich gebildet, 
reisefreudig und geradezu lesewütig (siehe Grafik links). Ebenso wichtig: 
Unsere Leserschaft verteilt sich idealtypisch auf den deutschsprachigen 
Raum (siehe Grafik rechts). 

Die jW vereint Multiplikatoren aus Friedensbewegung, Gewerkschaften, 
feministischer, antifaschistischer und Bürgerrechtsbewegung, Umwelt- und 
Verbraucherschutz, Mieterschutz und natürlich progressiver Kulturszene. 
Kurz: Mit Ihrer Anzeige werben Sie bei denen, die für Bewegung sorgen. 

Hochschulabschluss (55,5 %)
Berufsausbildung (17,7 %)

Abitur (11,1 %)

Haupt- u. Realschule (5,1 %)Promotion 
(9,4 %)

Westen (45 %) Osten (35 %)

Berlin (17 %)

Ausland (3 %)

Hohes Bildungsniveau  
der jW-Leserschaft

Gute Mischung: Verteilung  
der jW-Leserschaft

Andere (1,2 %)
(2017)
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Formatbeispiele:

Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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ANTIFASCHISMUS

A
uch wenn die Umfragewerte der 
AfD während ihrer Grabenkämp-
fe wieder gesunken sind: In den 
letzten zwei bis drei Jahren hat 
sich gezeigt, dass eine Partei, de-

ren Mitte in etwa dem rechten Rand der CSU 
entspricht, bundesweit Wahlergebnisse im zwei-
stelligen Bereich erzielen kann. Auch vor dem 
Hintergrund der rechten Gewaltwelle, die den 
Aufstieg der AfD und das im Januar gescheiterte 
NPD-Verbotsverfahren begleitete, kann es kein 
Aufatmen geben. Allerdings hat die Entwicklung 
der letzten Jahre auch gezeigt, dass antifaschisti-
sche Politik nicht von anderen Themenfeldern 
zu trennen ist, wenn sie erfolgreich sein soll. Sie 
muss Zusammenhänge und Ursachen verschie-
denster Probleme aufzeigen, wenn sie langfri-
stig gegen die platte Sündenbockpropaganda der 
Rechten gewinnen will.

Wer zum Beispiel nicht will, dass Sexismus 
nur Männern einer bestimmten Herkunft zuge-
schrieben wird, muss unabhängig von solchen 

Wortmeldungen sexualisierte Gewalt und Frau-
enhass als gruppenbezogene Menschenfeindlich-
keit ernstnehmen, statt abzuwarten, ob wieder 
mal Rechte für sie »passende« Fälle aussuchen, 
um einen rassistischen Generalverdacht zu näh-
ren. Ein feministischer Antifakongress in Pots-
dam soll dazu beitragen, das Heft des Handelns 
wieder in die Hand zu bekommen.

Wer nicht will, dass verarmte Rentner und 
Geflüchtete gegeneinander ausgespielt werden, 
muss der »Logik« der leeren Kassen widerspre-
chen – und landet so schnell bei den Macht- und 
Eigentumsverhältnissen. Zwar wäre es falsch, 
würden Linke Antikapitalismus zur Bedingung 
für gemeinsames Engagement machen, wenn 
Menschen sich ehrlichen Herzens gegen rassisti-
sche Gewalt und Ausgrenzung einsetzen wollen, 
ohne Marx und Engels gelesen zu haben. Schwie-
rig wird es aber, wenn langjährige Spitzenpoli-
tiker von Parteien, die für die Verschärfung der 
Konkurrenz am unteren Rand der Gesellschaft 
verantwortlich sind, auf Bühnen von Großkund-

gebungen »gegen rechts« stehen. »Hau ab« be-
kam daher Vizekanzler Sigmar Gabriel (SPD) 
von linken Teilnehmern einer Demonstration ge-
gen das Treffen europäischer Rechtspopulisten 
im Januar in Koblenz zu hören. An den denkwür-
digen Wahlkampfslogan »Nur wenn Sie Martin 
Schulz und die SPD wählen, kann ein Deutscher 
Präsident der EU-Kommission werden« von 2014 
sei erinnert, wer den heutigen Kanzlerkandidaten 
für einen vorbildlichen Antifaschisten und die 
EU für ein Bollwerk gegen Nationalismus hält.

Eine »rot-rot-grüne« Koalition im Bund mag 
vielen als Bollwerk gegen rechts erscheinen, falls 
sie im September rechnerisch möglich wird. Aber 
was passiert in vier Jahren, wenn ein solches 
Bündnis teils aus Gewohnheit, teils unter dem 
Druck von Lobbyisten seine sozialen Wahlver-
sprechen bricht? Vermutlich würden alle drei 
Parteien von vielen Stimmberechtigten abge-
straft, sei es durch Nichtwählen oder einen fiesen 
»Denkzettel« – sprich, die Unterstützung offen 
rechter Parteien. Sollte bis dahin das Eis zwi-

schen AfD und Union gebrochen sein, könnte 
2021 »Schwarz-Braun« regieren. Die Linkspar-
tei-Strömung Antikapitalistische Linke will nicht 
zuletzt dieses Szenario verhindern, wenn sie ihre 
Genossinnen und Genossen jetzt vor dem Mitre-
gieren um jeden Preis warnt.

In einem System, das Menschen zwingt, 
um existenzsichernde Jobs und Wohnungen 
zu konkurrieren, wird gruppenbezogene Men-
schenfeindlichkeit so wenig aussterben wie das 
Mobbing von Einzelpersonen in Betrieben. Ei-
nige werden unter diesem Bedingungen immer 
Gründe suchen, warum andere sich weiter hinten 
anstellen sollten als sie selbst. Natürlich entschul-
digt der Druck des Systems weder Rassismus und 
Sexismus noch eine ausgeprägte Ellbogenmen-
talität gegen Schwächere. Aber es wäre naiv zu 
glauben, dass es reicht, allen ins Gewissen zu 
reden und Rassisten zu sagen, was sie sind. An-
tikapitalismus ist daher nicht die »Eintrittskarte« 
zum Antifaschismus, aber der Schlüssel zu sei-
nem nachhaltigen Erfolg.

Ums Ganze
Warum erfolgreicher Antifaschismus andere Politikfelder braucht und »Rot-Rot-Grün« mit einer schwachen 
Linken den Rechten helfen würde. Von Claudia Wangerin

CHRISTIAN MANG
Unter dem Motto »Organize! Selbstorganisiert gegen Rassismus und soziale Ausgrenzung« zogen am Vorabend des 1. Mai mehrere tausend Menschen durch Berlin-Wedding

Antifaschismus
n Seite 2: »R2G« gegen AfD? Warum eine schwache Linke in einer »rot-rot-grünen« Regierung den Rechten nützt 
n Seite 3 und 7: Staatsaffäre NSU. Ein Tribunal im Schauspiel Köln und andere Aufklärungsversuche 
n Seite 5: Pegida und die Folgen. Während die Aufmärsche kleiner werden, geht die Gewaltwelle weiter 
n Seite 8: Schwere Zeiten im Donbass. In den Volksrepubliken der Ostukraine stieg der Einfluss rechter Traditionen
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n Anzeigen in Beilagen

Fragt man unsere Leserinnen und Leser, was sie am meisten an ihrer Tageszeitung schätzen, rangieren 
die jW-Themenbeilagen ganz vorn. Im Schnitt zweimal im Monat ergänzt die junge Welt ihre Tages-
ausgabe mit diesem Extra von acht bis 24 Seiten. Hier beleuchtet die jW-Redaktion jeweils ein Thema 
ausgiebig in Reportagen, Hintergrundberichten und Analysen, Interviews und Rezensionen. Für Ihre 
Werbung bieten die jW-Beilagen unschätzbare Vorteile. Anzeigen in Beilagen wirken …

… länger.
Sie sind deutlich langlebiger als reguläre Tagesausgaben und werden häufi ger zur Hand genommen. 

… und länger.
Jede Beilage wird in einer zusätzlichen Aufl age von mehreren tausend Exemplaren gedruckt und bei 
Messeständen und Freiverteilaktionen Interessierten als Werbematerial in die Hand gegeben.

… zielgenauer.
In jW-Beilagen werden klar abgesteckte Themengebiete bearbeitet. Hier werben Sie in einem optimalen 
redaktionellen Umfeld.

… mehr.
Neben unseren Vollabonnenten und Kioskkäufern beziehen auch die Mittwoch/Samstag-Abonnenten die 
Beilagen.

… und mehr. 
Unsere Kolleginnen und Kollegen aus dem Vertrieb bewerben die Themenbeilagen gezielt beim Einzel-
handel. Das Ergebnis sind erfreulich gesteigerte Verkaufszahlen am Kiosk.

Über Erscheinungstermine und Themen informiert Sie unser aktueller Beilagenplan, den wir Ihnen gerne zukommen lassen. 
Alternativ fi nden Sie ihn auch im Netz unter www.jungewelt.de/werbung.

Immer auf den Punkt: Die jW-Beilagen

Warum erfolgreicher Antifaschismus andere Politikfelder braucht und »Rot-Rot-Grün« mit einer schwachen 

Unter dem Motto »Organize! Selbstorganisiert gegen Rassismus und soziale Ausgrenzung« zogen am Vorabend des 1. Mai mehrere tausend Menschen durch Berlin-Wedding

LAND & WIRTSCHAFT

D
ie Zeit der Kolonialreiche ist for-
mal vorbei. Und doch erinnert 
nicht nur der Gestus, mit dem 
westliche Politiker und Wirt-
schaftsbosse, nicht zuletzt deut-

sche, gegenüber ihren afrikanischen oder asiati-
schen Kollegen auftreten, an diese unselige Epo-
che. Da wird zwar viel von »Partnerschaften« 
auf »Augenhöhe« geredet. Doch die Bedingun-
gen stellen Agrar- und andere Konzerne aus der 
EU und den USA, so beim »Marshallplan mit 
Afrika«, für den die Bundesregierung während 
des G-20-Gipfels Anfang Juli in Hamburg warb. 
Und die Unternehmen haben genau wie die 
Regierungen der Europäischen Union handfeste 
Interessen, deren Durchsetzung letztlich das 
Ziel sogenannter Entwicklungspartnerschaften 
ist. Insofern ist es logisch, dass Expertinnen 
und Wissenschaftler aus afrikanischen Ländern 
bei der Erarbeitung des »Marshallplans« nicht 
konsultiert wurden.

Wie und in welchem Umfang EU-Agrarkon-
zerne und -Staaten sich beispielsweise die Kon-
trolle über Agrarflächen in Afrika sichern, ist in 

einer Studie dargelegt, die im Auftrag des Euro-
paparlaments erstellt und im Mai veröffentlicht 
wurde. Danach steht Deutschland an sechster 
Stelle, was den Einfluss hiesiger Unternehmen 
auf Ländereien außerhalb von Europa betrifft. 
Insgesamt kontrollieren BRD-Unternehmen 
demnach »nur« knapp 310.000 Hektar in Nicht-
EU-Staaten. Mit Abstand die größten »Land-
grabber« sind der Untersuchung zufolge briti-
sche Konzerne. Sie verfügen außerhalb der EU 
über fast zwei Millionen Hektar. Die Nutzung 
der Ländereien durch europäische Firmen geht 
fast immer mit Vertreibungen einher. Familien, 
die sich bislang selbst ernähren konnten, werden 
ihrer Existenz beraubt und fristen vielfach ein 
elendes Dasein als unterbezahlte Tagelöhner.

Vertreter der Industriestaaten zeigten lange mit 
dem Finger auf China, wenn es um das Thema 
Landgrabbing ging. Inzwischen setzt die Volks-
republik auf andere Strategien, um die Ernährung 
ihrer fast 1,4 Milliarden Bürger zu sichern. Uwe 
Hoering schildert das Vorgehen der chinesischen 
Politik und der staatlichen Agrarhandels- und -in-
dustriefirmen auf Seite 2 dieser Beilage. Weit 

gravierendere Probleme als China bei der Siche-
rung der Grundversorgung seiner Bevölkerung mit 
Lebensmitteln hat Indien. Dort allerdings scheint 
die Zentralregierung die Probleme der Bauern, die 
nicht zuletzt aus dem im Zuge des Klimawandels 
massiv zunehmenden Wassermangel resultieren, 
bislang kaum wahrzunehmen. Thomas Berger be-
richtet auf Seite 4 über die Lage der mehr als 700 
Millionen Menschen auf dem Subkontinent, die 
von der Landwirtschaft leben.

Wie die EU-Agrarpolitik zu einer Lebensmit-
telproduktion entsprechend dem Bedarf der Be-
völkerung der Mitgliedsstaaten beitragen könn-
te, legen Reinhild Benning und Tobias Reichert 
von der Umwelt- und Entwicklungsorganisation 
Germanwatch dar (Seite 6). Nötig, so ihre Ar-
gumentation, sei eine Abkehr von der Exporto-
rientierung der EU und der damit verbundenen 
Förderung der Überproduktion. Unter ihr leiden 
nicht nur Kleinbauern in Ländern des globa-
len Südens, die so von ihren Heimatmärkten 
verdrängt werden. Auch die Landwirte in der 
EU sind dadurch einem brutalen Preisdruck 
ausgesetzt, dem sie in der Regel nur mit weiterer 

Effizienz- und Produktionsmengensteigerung 
begegnen können.

Allerdings ist es nicht sehr wahrscheinlich, dass 
die vorgeschlagenen Reformen gegen die mäch-
tige Konzernlobby durchsetzbar sind. Die Über-
windung der kapitalistischen Produktionsweise 
ist eine notwendige, wenn auch nicht hinreichende 
Voraussetzung für eine menschen-, tier- und um-
weltgerechte Landwirtschaft. Bis dahin muss es 
wohl bei den kleinen, aber feinen alternativen Pro-
jekten bleiben – zumindest solange es keine große 
Stadtfluchtbewegung gibt. Denn für Ökoland- und 
-gartenbau werden viele Hände gebraucht.

Zusammenfassung der im Mai veröffentlich­
ten Studie »Landgrabbing und Menschen­
rechte: Die Rolle von EU­Akteuren im Ausland« 
online: bit.ly/2sT4YBQ

Deutschlandfunk­Debatte zum Marshallplan 
für Afrika mit aus afrikanischen Ländern stam­
menden Wissenschaftlerinnen und Wissen­
schaftlern am 28. Juni 2017:  
kurzlink.de/dlf_g20afrika

Griff nach den Ressourcen
Konzerne der EU-Staaten sichern sich Zugang zu Ackerflächen weltweit. Spielraum für Kleinbauern  
verringert sich. Von Jana Frielinghaus

SAMRANG PRING/REUTERS

Zuckerrohr in Kambodscha: Die Kultur wird dort erst angebaut, seit die EU dies über ein »Entwicklungsprogramm« fördert. Mittlerweile stehen die riesigen Pflanzen in dem südostasiatischen Land 
auf 100.000 Hektar. Die Kollateralschäden: Vertreibung und Enteignung Tausender

Land & Wirtschaft
n Seite 3: Geraubte Saat. Anja Banzhaf über die Enteignung der Bauern durch Privatisierung von Samen  
n Seite 5: Landproletariat. Benjamin Luig über das unsichtbare Heer der Plantagenarbeiter n Seite 7: Schere am 
 Erbgut. Christoph Then über Risiken und Nebenwirkungen einer neuen DNA-Manipulationstechnik n Seite 8: Trick­
reiche Behörden. Peter Clausing über die Rolle von EU-Experten bei der Bewertung der Risiken von Glyphosat und Co.
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gebungen »gegen rechts« stehen. »Hau ab« be-
kam daher Vizekanzler Sigmar Gabriel (SPD) 
von linken Teilnehmern einer Demonstration ge-
gen das Treffen europäischer Rechtspopulisten 
im Januar in Koblenz zu hören. An den denkwür-
digen Wahlkampfslogan »Nur wenn Sie Martin 
Schulz und die SPD wählen, kann ein Deutscher 

schen AfD und Union gebrochen sein, könnte 
2021 »Schwarz-Braun« regieren. Die Linkspar-
tei-Strömung Antikapitalistische Linke will nicht 
zuletzt dieses Szenario verhindern, wenn sie ihre 
Genossinnen und Genossen jetzt vor dem Mitre-
gieren um jeden Preis warnt.

In einem System, das Menschen zwingt, 
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D
a soll die Zeitungswis-
senschaft mal schnüffeln: 
Vielleicht bin ich ja der 
erste, der eine Buchrezen-
sion mit der Rezension 

des Nachworts beginnt und vorher noch 
den Verlag an den Ohren zieht dafür, die 
Neuübersetzung eines Buches, das als 
vergessenes Meisterwerk der (sowjet-)
russischen Literatur gilt, von einer so 
selbstgefällig reaktionären Null wie Si-
bylle Lewitscharoff benachworten zu las-
sen, die Andrej Platonows kleinen Groß-
roman »Die Baugrube« (1930) nur als 
»Abrechnung mit dem Stalinismus« ver-
stehen kann, wie sie »schärfer, unerbitt-
licher« nicht zu denken sei. Denn »He-
katomben« würden hier geopfert beim 
Ausheben einer Baugrube für ein prole-
tarisches Hochhaus, und »grundsätzlich 

ist man in diesem Roman immer froh, 
wenn wieder einer ins Gras hat beißen 
müssen«, sofern nicht eben Schnee liegt. 
»Gestorbensein, das heißt nichts ande-
res, als vom Leiden erlöst zu sein, auch 
wenn danach nichts folgt«, außer eben 
das »Haus des künftigen Lebens«, wie es 
im Roman heißt, für das die »Muttergru-
be« auszuheben ist. Das alles ist freilich 
so dick allegorisch, dass es Lewitscharoff 
nicht sehen kann, und so geht unter, dass 
wir es eher nicht mit einer Dokumenta-
tion zu tun haben, weil die Allegorie kein 
realistisches Verfahren ist: Kann sein, die 
Grube ist ein Grab, aber doch so offiziell 
in effigie (»als Bildnis«), dass sie, ab-
strakt, »nur als Beispiel, als Exempel« 
(Goethe) wirkt. Und eben nicht »wie ein 
Schlachthieb auf den Leser niederfährt« 
(Lewitscharoff).

In Lewitscharoffs Lesart, die ihren 
Antrieb gern ausspricht: »Nein, in die-
sem Fall ist der Tod kein Meister aus 
Deutschland«, ist »Die Baugrube«, die 
erst lange nach Platonows Tod (1951) er-
scheinen konnte, ein naturalistisches Hor-
rorstück, antisozialistischer Realismus: 
»Getändel, Arabesken, der Funkenschlag 
von Sarkasmus und Ironie fehlen gänz-
lich. [...] Es handelt sich um eine per-
manente Übersollerfüllung des Plans der 
Grausamkeit, die der Roman unter dem 
Sturmsegel der Gerechtigkeit konsequent 
betreibt, über alle Hindernisse hinweg«, 
und das darf man sich jetzt aussuchen: 
ob da eine, unter dem Sturmsegel der ei-
genen Geschwätzigkeit, bloß spinnt oder 
schon schwindelt, denn kein Wort davon 
ist wahr; wie der Witz an der Neuüberset-
zung ja ist, dass der Roman als unüber-

setzbar galt. Und warum wäre er das als 
plane, grimme Darstellung barrierefreier 
Grausamkeit, ohne Getändel, Arabesken, 
Sarkasmus?

Doch zum Roman; so fängt er an: »Am 
dreißigsten Jahrestag seines persönlichen 
Lebens gab man Woschtschew die Ab-
rechnung von der kleinen Maschinenfa-
brik, wo er die Mittel für seine Existenz 
beschaffte. Im Entlassungsdokument 
schrieb man ihm, er werde von der Pro-
duktion entfernt infolge der wachsenden 
Kraftschwäche in ihm und seiner Nach-
denklichkeit im allgemeinen Tempo der 
Arbeit.« Wie eins bereits hier, im aller-
ersten Satz, den Funkenregen von Satire 
und Ironie übersehen kann und im Gegen-
teil behaupten, »dass die Distanzmittel 

Wo, bitte, bleibt das Negative?
Allegorie auf die junge Sowjetunion: Andrej Platonows neuübersetzter Roman »Die Baugrube«. Von Stefan Gärtner

(C) DPA»Muttergrube« für den Sozialismus. Arbeiten an einem Schacht der Moskauer Metro 1933
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Kommentaren und ei­
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D
a soll die Zeitungswis-
senschaft mal schnüffeln: 
Vielleicht bin ich ja der 
erste, der eine Buchrezen-
sion mit der Rezension 

des Nachworts beginnt und vorher noch 
den Verlag an den Ohren zieht dafür, die 
Neuübersetzung eines Buches, das als 
vergessenes Meisterwerk der (sowjet-)
russischen Literatur gilt, von einer so 
selbstgefällig reaktionären Null wie Si-
bylle Lewitscharoff benachworten zu las-
sen, die Andrej Platonows kleinen Groß-
roman »Die Baugrube« (1930) nur als 
»Abrechnung mit dem Stalinismus« ver-
stehen kann, wie sie »schärfer, unerbitt-
licher« nicht zu denken sei. Denn »He-
katomben« würden hier geopfert beim 
Ausheben einer Baugrube für ein prole-
tarisches Hochhaus, und »grundsätzlich 

ist man in diesem Roman immer froh, 
wenn wieder einer ins Gras hat beißen 
müssen«, sofern nicht eben Schnee liegt. 
»Gestorbensein, das heißt nichts ande-
res, als vom Leiden erlöst zu sein, auch 
wenn danach nichts folgt«, außer eben 
das »Haus des künftigen Lebens«, wie es 
im Roman heißt, für das die »Muttergru-
be« auszuheben ist. Das alles ist freilich 
so dick allegorisch, dass es Lewitscharoff 
nicht sehen kann, und so geht unter, dass 
wir es eher nicht mit einer Dokumenta-
tion zu tun haben, weil die Allegorie kein 
realistisches Verfahren ist: Kann sein, die 
Grube ist ein Grab, aber doch so offiziell
in effigie (»als Bildnis«), dass sie, ab-
strakt, »nur als Beispiel, als Exempel« 
(Goethe) wirkt. Und eben nicht »wie ein 
Schlachthieb auf den Leser niederfährt« 
(Lewitscharoff).

In Lewitscharoffs Lesart, die ihren 
Antrieb gern ausspricht: »Nein, in die
sem Fall ist der Tod kein Meister aus 
Deutschland«, ist »Die Baugrube«, die 
erst lange nach Platonows Tod (1951) er
scheinen konnte, ein naturalistisches Hor
rorstück, antisozialistischer Realismus: 
»Getändel, Arabesken, der Funkenschlag 
von Sarkasmus und Ironie fehlen gänz
lich. [...] Es handelt sich um eine per
manente Übersollerfüllung des Plans der 
Grausamkeit, die der Roman unter dem 
Sturmsegel der Gerechtigkeit konsequent 
betreibt, über alle Hindernisse hinweg«, 
und das darf man sich jetzt aussuchen: 
ob da eine, unter dem Sturmsegel der ei
genen Geschwätzigkeit, bloß spinnt oder 
schon schwindelt, denn kein Wort davon 
ist wahr; wie der Witz an der Neuüberset
zung ja ist, dass der Roman als unüber

Wo, bitte, bleibt das Negative?
Allegorie auf die junge Sowjetunion: Andrej Platonows neuübersetzter Roman »Die Baugrube«. 

»Muttergrube« für den Sozialismus. Arbeiten an einem Schacht der Moskauer Metro 1933

ERSTER MAI

E
nde März mussten wieder schlech-
te Nachrichten über die Lage der 
Beschäftigten in der BRD verkün-
det werden: Zwölf Prozent der 
Minijobber erhalten nicht einmal 

das Mindestgehalt. Von einer »illegalen Unter-
schreitung des Mindestlohns« war die Rede, als 
das nordrhein-westfälische Arbeitsministerium 
die von ihm in Auftrag gegebene Studie über 
450-Euro-Stellen präsentierte. Und nicht nur 
das: Den Angestellten werde oft Urlaub vor-
enthalten, nicht mal die Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall sei gesichert. Da werden Kunden 
bedient, Räume geputzt, Lager eingeräumt – und 
am Ende verweigern die Chefs noch das Mini-
mum an Lohn und sozialer Absicherung.

Die deutschen Gewerkschaften reagieren auf 
solche Zumutungen wie zu erwarten: mit dem 
Ruf nach mehr staatlichen Kontrollen in den 
Betrieben. Das gilt gerade für die IG BAU, in 

deren Organisationsbereich etwa die Gebäude-
reinigung fällt und damit eine Branche, in der 
Arbeiter regelmäßig um ihren Lohn betrogen 
werden. Es fehle dem Zoll – er soll die Einhal-
tung der Minimumgehälter sicherstellen  – für 
notwendige Kontrollen an Personal, meint die 
IG BAU. Seit der Mindestlohn eingeführt wurde, 
geht das so. Mehr Personal, mehr Staat, dann 
werde es schon.

Wirklich? Die Journalisten Patricia D’Incau 
und Florian Sieber haben einen Blick ins Nach-
barland Schweiz geworfen  – und sind dort auf 
die gleichen Probleme gestoßen. Sie erzählen 
von Bauunternehmen, die ihre Arbeiter zuerst 
schamlos »büezen«, also schuften, lassen und 
sie dann ebenso schamlos unter Tarif bezahlen. 
Doch die dortige Gewerkschaft Unia verlangt 
nicht einfach nach mehr staatlicher Aufsicht. 
Vielmehr nimmt sie Lohnkontrollen in die eige-
ne Hand – zumindest in Genf.

Über solche Beispiele informiert diese Beila-
ge. Sie soll zur Aktivität anregen, die Arbeiter 
oder ihre Verbände. Denn nicht nur in Deutsch-
land und der Schweiz ähneln sich die Probleme. 
Lohnbetrug, zu geringe Gehälter für Frauen ge-
genüber denen für Männer, schikanöser Umgang 
mit Erwerbslosen – sie lassen sich in allen Län-
dern Europas finden. Und in keinem konnte der 
Staat sie beenden.

Das mag mit dessen Charakter zu tun haben. 
»Ein Organ zur Unterdrückung der einen Klasse 
durch die andere«, so beschrieb der russische Re-
volutionär Lenin schon 1917 das Wesen des Staa-
tes. Damit ist die Frage berührt, wer herrscht. In 
Europa sind es bekanntlich nicht die Arbeiter. 
Wie die Antwort im sozialistischen Kuba aus-
fällt, berichtet Volker Hermsdorf.

Doch auch unter den widrigen Bedingungen 
der Marktwirtschaft bringen die Beschäftigten 
eine teils enorme Energie auf. So sind es etwa bri-

tische Bauarbeiter, die beweisen, dass man trotz 
eines außerordentlich repressiven Streikrechts 
Arbeitskämpfe führen kann. Ihre Geschichte er-
zählt Christian Bunke. Er macht deutlich: Die 
gut vernetzten »Rank and File«-Aktivisten war-
ten nicht mal auf die eigene Gewerkschaft, wenn 
sie Ausstände vorbereiten. Den Verband ziehen 
sie im nachhinein mit; über gesetzliche Vorga-
ben setzen sie sich – oft erfolgreich – hinweg.

In Deutschland steht solchem Vorgehen eine 
Tradition der Staatsgläubigkeit entgegen, führt 
der Sozialwissenschaftlicher Frank Deppe aus. 
Allzu pessimistisch ist Deppe dennoch nicht: 
»Ob nun bei Amazon oder bei der Charité, die 
Kollegen entwickeln im und für den Kampf ei-
nige Phantasie.« Einmal in Bewegung geraten, 
bekämen die Beschäftigten ein Gefühl für die 
eigene Stärke. Wie man den ersten Anstoß geben 
könnte – darüber lohnt es sich, am 1. Mai nach-
zudenken.

Macht’s doch selbst!
Lohnbetrug, Entlassungen, Willkür: Arbeiter verschiedener Länder sind den gleichen Problemen ausgesetzt. 
Der Staat löst keines von ihnen. Von Johannes Supe

ALEX PENA/REUTERSDie Fäuste hoch! Verlassen sich die Arbeiter auf die eigene Kraft, sind sie zu bemerkenswerten Aktionen fähig. Ihre Kämpfe wie auch ihre Erfolge hängen dabei weniger 
von einzelnen ab, sondern sind das Resultat kollektiver Anstrengung. Das sollen auch die Bilder in dieser Beilage ausdrücken

Erster Mai
n Seite 3: Die Belegschaft einbeziehen. Die Schulung von Tarifberatern gab beim Streik an der Charité den Ausschlag 
n Seite 4: Besser kontrollieren. In Genf hat die Unia erreicht, dass Betriebe ihr die Lohnbücher öffnen müssen  
n Seite 7: In eigener Regie. Die Angestellten eines argentinischen Hotels führen ihr Haus nun selbst 
n Seite 9: Gut organisiert. In Österreich forciert die Gewerkschaftsinitiative KOMintern Arbeitskämpfe
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7n Anzeigen in Beilagen

Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Mit der Blockade gegen Kuba 
hat sich Washington weiter 
als je zuvor von der Völ-

kergemeinschaft isoliert. Einzig Israel 
unterstützte in der UN-Generalver-
sammlung am Dienstag noch die US-
Politik gegen die sozialistische Kari-
bikinsel, 188 Staaten verurteilten sie, 
und selbst die drei ökonomisch von 
den USA abhängigen Pazifikstaaten 
Mikronesien, Marshallinseln und Pa-
lau trauten sich eine Enthaltung zu (jW 
berichtete).

Neben diesem Rekordergebnis 
zeigte vor allem die Schärfe der Re-
debeiträge, daß die Mehrheit der UN-
Mitgliedsstaaten nicht bereit ist, das 
Verhalten der USA länger zu tolerie-
ren. »Die USA stellen sich über die 
Völker der Welt«, stellte Boliviens 
UN-Botschafter Sacha Llorenty fest. 
Im Namen des Wirtschaftsbündnisses 
Mercosur kritisierte Venezuelas Ver-
treter Samuel Moncada die »flagrante 
Verletzung der UN-Charta durch die 
USA«. Eine deutliche Warnung sprach 
Chinas ständiger UN-Repräsentant, 
Wang Min, aus. Die exterritoriale Aus-
weitung der US-Blockade gegen Kuba 
auf Drittländer verletze »die Interessen 
und die Souveränität« dieser Staaten, 
erklärte der Diplomat und versicherte, 
daß China dies nicht hinnehme.

In Deutschland forderte die entwick-
lungspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Heike Hänsel,  am Mitt-
woch die Europäische Kommission, 
den EU-Ministerrat und die Bundesre-
gierung auf, den Online-Bezahldienst 
PayPal mit Sanktionen zu belegen. 
Grundlage dafür seien die Bestimmun-
gen der »EU Blocking Regulation«, mit 
der eine Ausdehnung der US-Blockade 
gegen Kuba auf Europa verhindert 
werden soll. PayPal, die europäische 
Tochter eines US-Unternehmens, hat-
te wiederholt Guthaben von Nutzern 
in Deutschland eingefroren, um diese 
zum Abbruch ihrer Geschäftsbeziehun-
gen mit Kuba zu zwingen.

In den bundesdeutschen Konzern-
medien fand das Votum in New York 
bestenfalls in den Meldungsspal-
ten Platz. In den Nachbarländern zi-
tierten dagegen der Tages-Anzeiger 
(Schweiz), der Standard (Österreich) 
und andere Blätter sogar den kubani-
schen Außenminister Bruno Rodríguez 
mit dem Satz: »Die USA sind mit ih-
rer Politik gegen Kuba völlig isoliert, 
es fehlt jede ethische oder rechtliche 
Grundlage.« Die spanischen Tageszei-
tungen El País und El Mundo, die Äu-
ßerungen kubanischer Systemgegner 
regelmäßig auf der Titelseite bringen, 
fanden hingegen auch nur wenig Platz 

für die Entscheidung in New York. »Es 
scheint UN-Resolutionen erster und 
zweiter Klasse zu geben«, spöttelte 
ein Leser der Onlinezeitung Público. 
Im Gegensatz zu den Konzernblättern 
hatte das linksliberale Portal bereits 
am Dienstag ausführlich berichtet und 
in wenigen Stunden 77 Leserkommen-
tare erhalten. Umfangreiche Informa-
tionen boten auch das Internetportal 
des Moskauer Fernsehsenders Russia 
Today (RT) und der iranische Kanal 
HispanTV sowie die chinesische Nach-
richtenagentur Xinhua. Diese hob her-
vor, daß die Pekinger Regierung nicht 
nur in den Vereinten Nationen, sondern 
auch direkt gegenüber den USA auf 
eine Beendigung der Blockade dränge.

Die Medien der USA übernahmen 
teilweise eine kurze Agenturmeldung 
oder verschwiegen das Thema ganz. 
Lediglich die Washington Post veröf-
fentlichte einen längeren Artikel, zu 
dem auch eigene Korrespondentinnen 
aus Havanna und vom UN-Sitz in New 
York beitrugen. So erfuhren die Post-
Leser, daß alle Debattenbeiträge der 
UN-Generalversammlung, einschließ-
lich der Stellungnahme des US-Vertre-
ters Ronald D. Godard, live und in vol-
ler Länge im kubanischen Fernsehen 
übertragen worden waren. 

Die Medien der Insel äußerten sich 
zufrieden über das weiter gestärkte 
Votum der Weltgemeinschaft gegen 
die US-Blockade. In der Tageszeitung 
Granma wies ein Kommentator aller-
dings auch kritisch darauf hin, daß eine 
Reform der Vereinten Nationen drin-
gend notwendig sei, damit »Beschlüsse 
wie diese verbindlich werden und das 
Land, das die Blockade aufrecht erhält, 
dazu verpflichten, sie zu beenden, wie 
es die Mehrheit der Welt fordert«.

Flüchtlinge in der  
Sahara verdurstet
BAMAKO. 87 Migranten, die 
auf dem Weg nach Europa die 
Sahara durchqueren wollten, 
sind tot im Norden Nigers ent-
deckt worden. Das Fahrzeug, 
in dem sie saßen, sei nahe der 
Grenze zu Algerien liegenge-
blieben, und die Menschen – 
zumeist Frauen und Kinder – 
seien anschließend verdurstet, 
berichteten Rettungskräfte am 
Donnerstag. Die nigrischen 
Streitkräfte bestätigten die 
Zahl der Toten und ergänzten, 
daß darunter 32 Frauen und 
48 Kinder seien. Bereits Ende 
September hätten die Menschen 
die 150 Kilometer südlich der 
Grenze gelegene Stadt Arlit per 
Lastwagen verlassen. 
 (dpa/jW) 

Pakistan: weiter  
US-Drohnenan-
griffe
ISLAMABAD. Trotz der Prote-
ste des pakistanischen Premier-
ministers Nawaz Sharif setzen 
die USA ihre Drohnenangriffe 
im Grenzgebiet zu Afghanistan 
fort. Bei Raketenbeschuß im 
Stammesgebiet Nord-Waziri-
stan seien am Donnerstag drei 
mutmaßliche Extremisten getö-
tet worden, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Das Außenmini-
sterium in Islamabad verurteilte 
den Vorfall als »Verletzung von 
Pakistans Souveränität«. Sharif 
hatte vergangene Woche bei 
einem Treffen mit US-Präsident 
Barack Obama in Washington 
ein Ende der Drohneneinsätze 
gefordert. 
 (dpa/jW) 

Türkei: Mit Kopf-
tuch im Parlament
ISTANBUL. Mit dem demon-
strativen Tragen eines Kopf-
tuchs im Parlament in Ankara 
haben vier weibliche Abge-
ordnete einen Tabubruch in 
der Türkei begangen. Alle vier 
Parlamentarierinnen gehörten 
der islamisch-konservativen 
Regierungspartei AKP an, wie 
türkische Medien berichteten. 
Zuletzt war 1999 die Abge-
ordnete Merve Kavakci mit 
Kopftuch im Parlament in An-
kara erschienen. Sie hatte einen 
Eklat ausgelöst. Ihr wurden die 
Staatsangehörigkeit und ihr 
Parlamentssitz aberkannt.

Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan hatte Ende 
vergangenen Monats das Kopf-
tuchverbot im öffentlichen 
Dienst außer in der Justiz und 
bei den Sicherheitskräften ge-
kippt.
 (dpa/jW) 

Kooperationsver-
trag Rußland–Ni-
caragua 
MANAGUA. Rußland und Ni-
caragua haben am Mittwoch 
ein militärisches Kooperati-
onsabkommen geschlossen. 
Die Streitkräfte beider Länder 
würden sich künftig regelmäßig 
über Fragen der internationalen 
Sicherheit austauschen, sagte 
der Vorsitzende des russischen 

Bei einem US-amerikanischen 
Drohnenangriff in Nordwest-
pakistan sind in der Nacht zum 

Donnerstag mindestens drei Men-
schen getötet und ebenso viele verletzt 
worden. Schauplatz der Operation, bei 
der zwei Raketen auf ein Gebäude 
abgeschossen wurden, war ein Dorf 
nahe Miranshah, der Hauptstadt des 
Bezirks Nordwasiristan. Anonyme 
Quellen in den pakistanischen Sicher-
heitskräften behaupteten der Routine 
entsprechend, daß es sich bei den Op-
fern ausschließlich um mutmaßliche 
»Militante«, also bewaffnete Kämp-
fer, gehandelt habe, ohne sie irgendei-
ner Gruppierung zuzuordnen.

Pakistans Regierungschef Nawaz 
Sharif war am vorigen Mittwoch von 
Barack Obama im Weißen Haus emp-
fangen worden. Nach eigenen Angaben 
hatte er bei dieser Gelegenheit den US-
Präsidenten aufgefordert, die Droh-
neneinsätze gegen Ziele in Pakistan 
einzustellen, da sie die Souveränität 
seines Landes verletzten und politisch 
kontraproduktiv seien. Obama hatte 

das heikle Thema bei der anschließen-
den gemeinsamen Pressekonferenz 
nur kurz mit leeren Phrasen gestreift. 
Der gestrige Angriff, es war der 24. 
in diesem Jahr, stellt seine praktische 
Antwort auf Sharifs Appell dar. Das 
scheint die Kritik der oppositionellen 
PTI zu bestätigen, daß der Premier die 
pakistanische Position allzu beschei-
den und unterwürfig vorgetragen habe. 
Ganz sicher nicht hilfreich war eine am 
Mittwoch veröffentlichte Statistik des 
pakistanischen Verteidigungsministe-
riums, die mit überraschenden, völlig 
neuen Zahlen aufwartete. Danach sol-
len bei sämtlichen Drohnenangriffen 
der vergangenen fünf Jahre »nur« 67 
Zivilisten getötet worden sein. Gegen-
über UN-Vertretern hatte die pakista-
nische Regierung im März die Zahl 
der seit Beginn der Angriffe im Jahr 
2004 getöteten Zivilpersonen mit min-
destens 400, möglicherweise bis zu 
600 angegeben. Rund 85 Prozent aller 
bewaffneten Drohneneinsätze gegen 
Pakistan fanden in der Amtszeit von 
Obama statt.

Die Angaben gegenüber der UNO 
stellten die erste derartige Auskunft 
einer pakistanischen Regierung zum 
Gesamtumfang der Angriffe und ihrer 
Folgen dar. Was die jetzt erfolgte »Kor-
rektur« nach unten durch das Vertei-
digungsministerium – und damit vor 
allem durch das in Pakistan sehr ein-
flußreiche Oberkommando der Streit-
kräfte – veranlaßt hat, kann nur vermu-
tet werden. Das Ministerium folgte jetzt 
sogar der unglaubwürdigen Behaup-
tung der US-Regierung, im laufenden 
Jahr ebenso wie im vorigen sei nicht 
eine einzige Zivilperson durch Drohnen 
getötet worden. Wenn das wahr wäre, 
würde die damals 67jährige Momina 
Bibi noch leben, die am 24. Oktober 
2012 bei der Gartenarbeit in einem Dorf 
Nordwasiristans von der Rakete eines 
unbemannten Flugkörpers zerfetzt 
wurde. Ihr Sohn Rafiq Rahman, ein 
Grundschullehrer, war zusammen mit 
seiner neunjährigen Tochter Nabila und 
seinem 13jährigen Sohn Zubair in den 
vergangenen Tagen auf Einladung des 
demokratischen Kongreßabgeordneten 

Alan Grayson in den USA, um über den 
Tod seiner Mutter zu berichten.

Neben zahlreichen Interviews tra-
ten die drei Paschtunen am Dienstag 
auch bei einem sogenannten »Brie-
fing« des Kongresses auf, das formal 
unterhalb eines offiziellen »Hearings« 
rangiert. Außer Grayson mochten sich 
nur noch vier andere Kongreßmit-
glieder, auch sie alle Abgeordnete der 
Demokratischen Partei, die Mühe und 
Qual antun, sich über die Folgen der 
Drohnenangriffe aus erster Hand zu 
informieren. Sie hörten, wie die Furcht 
vor den furchtbaren Raketen der Flug-
körper, von denen oft mehrere viele 
Stunden lang über den Dörfern kreisen, 
das Leben der Bevölkerung bestimmt 
und vergiftet. Obama, der sich erst 
kürzlich mit dem Empfang des 16jäh-
rigen Taliban-Opfers Malala Yousafzai 
schmückte, ignorierte die Gelegenheit, 
die neunjährige Nabila Rahman eben-
falls ins Weiße Haus einzuladen. Sie 
hatte bei dem Angriff nicht nur ihre 
Großmutter verloren, sondern war auch 
selbst erheblich durch Splitter verletzt 

Obama setzt auf Drohnen
Pakistanisches Verteidigungsministerium »korrigiert« Opferzahlen nach unten. Von Knut Mellenthin

Zwischen Sudan und Südsudan 
gibt es neue Spannungen. In 
der von beiden nordostafrikani-

schen Nachbarländern beanspruchten 
Grenzregion Abyei fand nun ein Refe-
rendum um die staatliche Zugehörig-
keit des erdölreichen Gebietes statt. Seit 
der Abspaltung von Südsudan im Juli 
2011 konnte keine Einigung darüber 
erzielt werden, zu welchem der beiden 
Staaten die Region gehören soll. Nicht 
einmal darauf, wer berechtigt ist, über 
diese Frage abzustimmen, konnten sich 
die Regierungen in Khartum und Juba 
verständigen. Nun will die Bevölke-
rung vor Ort offenbar Fakten schaffen. 
99,89 Prozent der Einwohner der Regi-
on stimmten Angaben der inoffiziellen 
Wahlorganisatoren vom gestrigen Don-
nerstag für den Anschluß an Südsudan. 
Das berichtete die Sudan Tribune.

Bisher war ein Referendum vor 
allem an der Frage gescheitert, wer 
zur Teilnahme berechtigt sei. Neben 
der in der Region großen Bevölke-
rungsgruppe der Ngok Dinka, deren 
Loyalität Richtung Südsudan geht, 
wohnen hier zumindest zeitweise 
Angehörige der Misseriya. Diese no-
madisch lebende Gruppe hat in der 
Vergangenheit häufig an der Seite 
Khartums in Konflikte eingegriffen. 
Während Khartum der Ansicht ist, 
daß die Misseriya über den Status 
von Abyei mitentscheiden sollen, will 
die Regierung von Südsudan genau 
dies verhindern. Ursprünglich war ei-
ne Abstimmung über den Status von 
Abyei bereits für Januar 2011 geplant, 
zeitgleich mit dem Unabhängigkeits-
referendum im Südsudan. Letzteres 
hatte zur Abspaltung des Südens im 
Juli 2011 geführt. Seither wird über 
die weitere Vorgangsweise verhan-
delt. Im vergangenen Jahr empfahl 
Südafrikas ehemaliger Präsident Tha-
bo Mbeki als Vermittler der Afrika-
nischen Union ein Referendum unter 
Ausschluß der Misseriya. Doch auch 
dies brachte keine neue Bewegung. 
Vor einigen Wochen hatten Vertreter 
der Ngok Dinka schließlich die Befra-
gung für Ende Oktober angekündigt.

Nun wurde seit vergangenem Sonn-
tag in Abyei abgestimmt. Die genauen 
Umstände und Termine sind aufgrund 
des inoffiziellen Charakters des Refe-
rendums unklar. Am Montag bereits 
hatte die Nachrichtenagentur Reuters 

berichtet, daß schon »Zehntausende« 
Einwohner abgestimmt hätten. Die 
Regierungen beider Länder haben sich 
derweil von dem Referendum distan-
ziert. Beobachter vermuten jedoch, 
daß Südsudan finanzielle und logisti-
sche Unterstützung gewährte. Auch 
die Afrikanische Union (AU) und die 
Vereinten Nationen (UNO) lehnen die 
Initiative der Bevölkerung Abyeis ab. 
In jedem Fall kommt diese den Inter-
essen Jubas entgegen. Allgemein wur-
de bereits im Vorfeld eine Mehrheit 
für die Zugehörigkeit zum Süden er-
wartet. Und selbst wenn das Ergebnis 
von den entscheidenden Institutionen 
offiziell nicht zur Kenntnis genom-
men werden sollte, dürfte es dennoch 
die Position Jubas in dem Grenzstreit 
stärken.

Allerdings könnte die Abstimmung 
auch den schwelenden Konflikt zwi-
schen den beiden Nachbarländern er-
neut eskalieren lassen. Während der 

vergangenen Tage verschärfte sich 
bereits der Ton in der Auseinander-
setzung. Die dem Südsudan naheste-
hende Sudan Tribune zitierte am Mitt-
woch den Sprecher des sudanesischen 
Parlaments, Ahmed Ibrahim Al-Tahir, 
das Referendum als »Rebellion« be-
zeichnete. Al-Tahir verglich die Ab-
stimmung mit den bewaffneten Auf-
ständen in den Provinzen Südkordofan 
und Blauer Nil, gegen die Khartum 
immer wieder militärisch vorgeht. 
Auch von Seiten der Misseriya gab 
es Medienberichten zufolge bereits 
Ankündigungen, Abyei nötigenfalls 
»verteidigen« zu wollen. Diplomati-
schere Worte fand indes Sudans Prä-
sident Omar Al-Baschir, der laut BBC 
Anfang der Woche versicherte, er und 
sein südsudanesischer Amtskollege 
Salva Kiir würden sich weiterhin um 
eine Lösung des Konflikts bemühen, 
die den Wünschen der lokalen Ge-
meinschaften entspricht.

Abstimmung als Rebellion
Sudan und Südsudan: Bewohner der Grenzregion Abyei halten Referendum über staatliche 

Mit südsudanesischen Flaggen bekunden Frauen in Abyei, der Hauptstadt der gleichnamigen Grenzregion zwi-
schen  Sudan und Südsudan, ihre Haltung beim Referendum

Teure Freiheit
Al-Qaida-Arm in Niger läßt vier Areva-Mitarbeiter frei. Lösegeldzahlung stärkt 
Islamisten und schafft Vorwand zur Repression. Von Jörg Tiedjen

Auf den ersten Blick ist es eine 
lang ersehnte Nachricht: Die 
vier Mitarbeiter der französi-

schen Konzerne Areva und Vinci, die 
seit Herbst 2010 von der radikalisla-
mistischen »Al-Qaida im islamischen 
Maghreb« (AQMI) gefangengehalten 
wurden, sind seit Dienstag frei. Die 
Franzosen Daniel Larribe, Marc Fé-
ret, Pierre Legrand und Thierry Dole 
waren am frühen Morgen des 16. Sep-
tember 2010 zusammen mit Larribes 
Frau Françoise sowie zwei weiteren 
Leidensgenossen in Arlit im Nordwe-
sten Nigers entführt worden. Letztere 
drei kamen bereits im Februar 2011 
frei. In Arlit befindet sich eine von 
Areva unterhaltene Uranmine, Vinci 
agiert dort als Anlagenbauer.

Für die Freilassung der Geiseln hat-
te AQMI einen Gefangenenaustausch, 
die Rücknahme des Kopftuchverbots 
in Frankreich sowie 90 Millionen Eu-
ro Lösegeld verlangt. Die jetzige Er-
folgsnachricht traf deswegen nicht auf 
ungeteilte Freude. Zwar beeilten sich 
offizielle Stellen, das Ende des Gei-
seldramas als reinen Verhandlungser-
folg darzustellen, und stritten ab, daß 
man die Forderungen der Entführer 
erfüllt habe. Da es aber keinen Ge-
fangenenaustausch gab und auch das 
Schleierverbot bestehen bleibt, liegt es 

nahe, daß sehr wohl Lösegeld gezahlt 
wurde. Die französische Tageszeitung 
Le Monde berichtete am Mittwoch, 
daß die Entführer »über 20 Millionen 
Euro« erhalten hätten. Der Radiosen-
der RFI bestätigte dies unter Berufung 
auf eine Quelle, die dem nigrischen 
Verhandlungsführer »sehr, sehr nahe« 
stehe. Das Geld habe der französische 
Geheimdienst DGST im Austausch 
gegen die GPS-Koordinaten der Gei-
seln in der Wüste deponiert.

Schlechte Erinnerungen werden 
wach, hatten doch mehrere europä-
ische Regierungen, darunter die deut-
sche, AQMI in den vergangenen zehn 
Jahren immer wieder Millionen-Lö-
segelder zukommen lassen. Es dürf-
ten nicht zuletzt diese Mittel gewesen 
sein, die den Islamisten 2012 zu ei-
nem ihrer größten Erfolge verhalfen. 
Im Anschluß an die Revolte der Tua-
reg-Separatisten der »Nationalbewe-
gung für die Befreiung von Azawad« 
( MNLA) übernahmen sie gemeinsam 
mit anderen Dschihadisten-Gruppen 
die Kontrolle über den Norden des 
Nachbarlands Mali. Die Lage ist 
dort – wie im Niger – nach wie vor an-
gespannt. Areva weigert sich derweil 
weiter hartnäckig, den Forderungen 
der Bevölkerung im Niger entgegen-
zukommen, die Schutz vor den kata-

strophalen Auswirkungen des Uran-
bergbaus und eine Beteiligung an den 
Gewinnen verlangt. Der Konflikt wird 
so weiter angeheizt. Das Geiseldrama 
diente dem Atomkonzern dennoch als 
Anlaß, unter Hinweis auf die Bedro-
hung durch AQMI die Eröffnung einer 
weiteren Mine bei Imouraren hinaus-
zuzögern. Areva dürfte das aufgrund 
des Kollaps auf dem Uranmarkt nach 
der Reaktorkatastrophe von Fukushi-
ma recht gewesen sein. Dem Niger 
jedoch entgingen Einnahmen, mit de-
nen das verarmte Land fest gerechnet 
hatte.

Die Verträge sollen nun neu ver-
handelt werden. Bürgerrechtler de-
monstrieren seit Wochen, um den 
nigrischen Präsidenten Mahamadou 
Issoufou zu drängen, sich gegenüber 
dem Konzern unnachgiebig zu zeigen. 
Im vergangenen Winter war bekannt 
geworden, daß Areva ihm als »Ent-
schädigung« für Imouraren ein neues 
Flugzeug schenken wollte. Wenn in 
dieser Situation AQMI mit Millionen-
beträgen überschüttet wird, liegt der 
Verdacht nahe, daß einmal mehr die 
Dschihadisten-Karte gespielt werden 
soll. Die verschärften »Sicherheits-
maßnahmen«, die so gerechtfertigt 
werden, richten sich jedoch nur vor-
dergründig gegen AQMI. Hauptadres-

Rekordergebnis ignoriert
Blockade Kubas verurteilt. Konzernmedien ist das kaum eine Meldung wert
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Deutsche Waffen für Öl
Berlin rüstet kurdische Peschmerga für Kampf gegen »Islamischen Staat« auf und entsorgt 

Altbestände. Gefahr des Einsatzes von Pistolen gegen Oppositionelle. Von Nick Brauns

D
ie Bundesregierung will mit 

Waffen- und Ausrüstungshil-

fe einen Großverband von 

4 000 kurdischen Peschmerga-Sol-

daten im Nordirak ausstatten. Stra-

tegisches Ziel sei es, daß die Streit-

kräfte der Autonomieregion deren 

Territorium gegen die Angriffe des 

»Islamischen Staates« (IS) halten 

und begrenzt auch verlorenes Gebiet 

zurückerobern können, erklärte Ver-

teidigungsministerin Ursula von der 

Leyen. Sieht man sich die Zusam-

mensetzung der Waffenlieferungen 

an, entsteht allerdings der Eindruck, 

die Bundesregierung wolle sich vor 

allem die Gunst des über riesige Öl- 

und Gasreserven gebietenden kur-

dischen Präsidenten Masud Barsani 

erhalten, ohne andererseits dessen 

Bestrebungen zur Ausrufung eines 

unabhängigen Kurdenstaates durch 

die Lieferung von schweren Waffen 

zu befördern.

Geliefert werden vor allem Hand-

feuerwaffen, darunter je 8 000 G3- 

und G36-Sturmgewehre mit sechs 

Millionen Schuß Munition. Sturmge-

wehre in den Nordirak zu schicken, 

ist allerdings wie Eulen nach Athen 

zu tragen. Denn wer einmal in der Re-

gion war, weiß, daß an solchen Waf-

fen kein Mangel besteht und selbst 

viele Privathaushalte darüber verfü-

gen. 8 000 P1-Pistolen machen in der 

offenen Feldschlacht gegen den IS 

zudem wenig Sinn. Dagegen besteht 

die Gefahr, daß solche Waffen zur 

Niederschlagung sozialer Proteste 

zum Einsatz kommen. Die Peschmer-

ga, bei denen es sich um Parteitrup-

pen der großen Regierungsparteien 

KDP und PUK handelt, eröffneten 

in den letzten Jahren mehrfach das 

Feuer auf Oppositionskundgebungen 

und töteten dabei Demonstranten.

Von Relevanz im Kampf gegen den 

über eine Reihe von Beutepanzern 

verfügenden IS sind allein die 30 

Abschußsysteme mit 500 Milan-Pan-

zerabwehrraketen, die die deutsche 

Regierung schicken will. Bei einem 

nicht unerheblichen Teil dieser ab 

den 70er Jahren von der Bundeswehr 

beschafften Raketen droht nach Infor-

mationen der »Tagesschau« jedoch in 

absehbarer Zeit die Haltbarkeit aus-

zulaufen. So löst die Bundeswehr ein 

kostspieliges Entsorgungsproblem 

und schafft Platz für moderne Syste-

me. »Wir gehen davon aus, daß der 

Bundeswehr alles mittelfristig ersetzt 

wird«, sagte ein Sprecher des Ver-

teidigungsministeriums über die 70 

Millionen Euro teure Rüstungshilfe 

an Erbil.
Durch eine über die irakische Zen-

tralregierung in Bagdad an Erbil er-

folgende Lieferung in drei Etappen 

soll sichergestellt werden, daß keine 

Waffenlager angelegt werden. Dabei 

herrscht weniger die Befürchtung, 

daß solches Gerät – wie beim kampf-

losen Rückzug der irakischen Armee 

aus Mossul oder der Peschmerga aus 

der Grenzstadt Rabia – in die Hän-

de des IS geraten könnte. »Hinter 

der Aufteilung auf mehrere Tranchen 

steht die Sorge, die Waffen könnten 

andernfalls an Kämpfer der Arbeiter-

partei Kurdistans (PKK) weitergege-

ben werden«, erfuhr die Frankfurter 

Allgemeine Zeitung aus Regierungs-

kreisen.
Die in der EU-»Terrorliste« aufge-

führte PKK und die mit ihr verbün-

deten Volksverteidigungseinheiten 

YPG aus dem kurdischen Selbstver-

waltungsgebiet in Syrien, die dort be-

reits seit über zwei Jahren erfolgreich 

gegen die Dschihadisten kämpfen 

und im Irak Zehntausende Jesiden vor 

dem IS retteten, sollen nach dem Wil-

len der Bundesregierung leer ausge-

hen. PKK-Chef Cemil Bayik kritisier-

te diese Entscheidung gegenüber der 

FAZ: Berlin müsse sich bei den Lie-

ferungen davon leiten lassen, welche 

Organisation »am erbittertsten und 

erfolgreichsten kämpft«, forderte er. 

»IS« mit Raketen aus der BRD

In Syrien erobertes Kriegsgerät im Internet präsentiert. Al-Nusra-Front will von Terrorliste runter

D
ie Terrororganisation »Isla-

mischer Staat« (IS) hat in 

einem im Internet veröffent-

lichten Video nach eigenen Angaben 

in Syrien eroberte deutsche und rus-

sische Waffen präsentiert. In einem 

Video, aufgenommen auf dem von 

der Miliz eroberten Militärflughafen 

Al-Tabka zeigen IS-Kämpfer unter 

anderem alte russische Kampfjets, 

Artillerie und mehrere Raketen, von 

denen einige auf Deutsch mit »Lenk-

flugkörper DM 72–136 mm Panzer-

abwehr« beschriftet sind.  Nach ei-

nem  Bericht der Zeitung Die Welt 

vom Dienstag handelt es sich bei den 

deutschen Raketen um den Typ HOT. 

Diese seien 1981 an die Regierung 

Syriens geliefert worden, schrieb das 

Blatt.
Auf den Golanhöhen in Syrien ver-

langten islamistische Rebellen der 

Al-Nusra-Front von den Vereinten  

Nationen (UN), von der Terrorliste 

gestrichen zu werden. Diese und 

weitere Forderungen hätten die Is-

lamisten als Bedingung für die Frei-

lassung von 44 fidschianischen Blau-

helmsoldaten gestellt, sagte Armee-

sprecher Mosese Tikoitoga in der 

fidschianischen  Hauptstadt Suva.

Die 44 UN-Soldaten waren am 

vergangenen Donnerstag gemeinsam 

mit 72 philippinischen Blauhelm-

soldaten auf den Golanhöhen von 

den Islamisten eingekesselt worden. 

Während die philippinischen Blau-

helme am Samstag befreit werden 

konnten, gab die Al-Nusra-Front 

bekannt, die Soldaten aus Fidschi 

gefangen genommen zu haben. Sie 

war – wie auch der Islamische Staat – 

im Mai 2013 vom UN-Sicherheitsrat 

als »Terrororganisation« eingestuft 

worden.
Im Irak drangen Angehörige von 

Soldaten, die im Juni nahe Tikrit von 

der IS-Miliz getötet worden sein sol

len, am Dienstag in das Parlament in 

Bagdad ein. Die Angehörigen for

derten, Sicherheitskräfte zur Verant

wortung zu ziehen, die das Massaker 

nicht verhindert hätten, sagte der Ab

geordnete Abdel-Hussein Al-Musa

wi der Nachrichtenseite Al-Sumaria 

News.  
(dpa/jW)

Moskau reagiert auf 

NATO-Bedrohung

MOSKAU. Als Reaktion auf eine 

angekündigte stärkere Präsenz 

von NATO-Truppen in Osteuropa 

erwägt Rußland eine Einstufung 

des Paktes als Gefährdung seiner 

Sicherheit. Eine Ausweitung der 

NATO-Aktivitäten werde »ihren 

Platz unter den äußeren militä-

rischen Bedrohungen« finden, 

sagte der Vizechef des russischen 

Sicherheitsrats, Michail Popow, 

am Dienstag. »Alle Fakten« wie-

sen darauf hin, daß die USA und 

die NATO »ihre Politik der Ver-

schlechterung der Beziehungen zu 

Rußland fortsetzen« wollten, sagte 

Popow der Nachrichtenagentur 

RIA Nowosti. Nach seinen Anga-

ben soll die russische Militärdok-

trin bis zum Jahresende aktualisiert 

werden. Er habe »keine Zweifel« 

daran, daß ein verstärktes NATO-

Engagement in Osteuropa dann als 

Bedrohung kategorisiert werde. 

 
(AFP/jW)
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Kranke wegen Cannabis 

im Hungerstreik

KÖLN/RÜTHEN. Die Auseinander-

setzung um den privaten Anbau 

von Cannabis zu Therapiezwecken 

spitzt sich zu: Das Bundesinstitut 

für Arzneimittel und Medizin-

produkte (BfArM) will das Urteil 

des Kölner Verwaltungsgerichts 

überprüfen lassen, das drei chro-

nisch kranken Patienten im Juli 

den Anbau von Hanfpflanzen zu 

Hause erlaubt hatte. Man habe in 

der vergangenen Woche Berufung 

beim Oberverwaltungsgericht 

Münster eingelegt, sagte ein Spre-

cher des BfArM am Dienstag. Die 

Arbeitsgemeinschaft Cannabis als 

Märkte erschließen

Afrikas Filetstücke: Großprojekte von 

Industriestaaten zur Agrarförde-

rung nützen vor allem KonzernenAbzug anordnen

Kiew rückt ab: Ukrainische Truppen räu-

men Stellungen bei Lugansk. Volks-

republiken fordern AutonomieLinke schulen
Das Bedürfnis nach marxistischer 

 Bildung ist vorhanden. Eine Bilanz 

nach einem Jahr MEZ in BerlinHilfe anbieten
Flüchtlinge aus Irak und Syrien müssen 

Möglichkeit bekommen, legal in die 

BRD einzureisen. Interview2
7
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 Deutsche Waffen für Öl
Bundesregierung rüstet kurdische Peschmerga für Kampf gegen »Islamischen Staat« auf und 

entsorgt ihre Altbestände. Gefahr des Einsatzes von Pistolen gegen Oppositionelle. Von Nick Brauns

D
ie Bundesregierung will mit 

Waffen- und Ausrüstungshilfe 

einen Großverband von 4 000 

kurdischen Peschmerga-Soldaten im 

Nordirak ausstatten. Strategisches Ziel 

sei es, daß die Streitkräfte der Auto-

nomieregion deren Territorium gegen 

die Angriffe des »Islamischen Staates« 

(IS) halten und begrenzt auch verlore-

nes Gebiet zurückerobern können, er-

klärte Verteidigungsministerin Ursula 

von der Leyen. Sieht man sich die Zu-

sammensetzung der Waffenlieferungen 

an, entsteht allerdings der Eindruck, 

die Bundesregierung wolle sich vor al-

lem die Gunst des über riesige Öl- und 

Gasreserven gebietenden kurdischen 

Präsidenten Masud Barsani erhalten, 

ohne andererseits dessen Bestrebun-

gen zur Ausrufung eines unabhängigen 

Kurdenstaates durch die Lieferung von 

schweren Waffen zu befördern.

Geliefert werden vor allem Hand-

feuerwaffen, darunter je 8 000 G3- 

und G36-Sturmgewehre mit sechs 

Millionen Schuß Munition. Sturmge-

wehre in den Nordirak zu schicken, 

ist allerdings wie Eulen nach Athen 

zu tragen. Denn wer einmal in der 

Re gion war, weiß, daß an solchen Waf-

fen kein Mangel besteht und selbst 

viele Privathaushalte darüber verfü-

gen. 8 000 P1-Pistolen machen in der 

offenen Feldschlacht gegen den IS 

zudem wenig Sinn. Dagegen besteht 

die Gefahr, daß solche Waffen zur Nie-

derschlagung sozialer Proteste zum 

Einsatz kommen. Die Peschmerga, bei 

denen es sich um Parteitruppen der 

großen Regierungsparteien KDP und 

PUK handelt, eröffneten in den letzten 

Jahren mehrfach das Feuer auf Op-

positionskundgebungen und töteten 

dabei Demonstranten.

Von Relevanz im Kampf gegen den 

über eine Reihe von Beutepanzern 

verfügenden IS sind allein die 30 Ab-

schußsysteme mit 500 Milan-Panzer-

abwehrraketen, die die deutsche Re-

gierung schicken will. Bei einem nicht 

unerheblichen Teil dieser ab den 70er 

Jahren von der Bundeswehr beschaff-

ten Raketen droht nach Informationen 

der »Tagesschau« jedoch in absehba-

rer Zeit die Haltbarkeit auszulaufen. 

So löst die Bundeswehr ein kostspie-

liges Entsorgungsproblem und schafft 

Platz für moderne Systeme. »Wir ge-

hen davon aus, daß der Bundeswehr 

alles mittelfristig ersetzt wird«, sagte 

ein Sprecher des Verteidigungsmini-

steriums über die 70 Millionen Euro 

teure Rüstungshilfe an Erbil.

Durch eine über die irakische Zen-

tralregierung in Bagdad an Erbil er-

folgende Lieferung in drei Etappen 

soll sichergestellt werden, daß keine 

Waffenlager angelegt werden. Dabei 

herrscht weniger die Befürchtung, daß 

solches Gerät – wie beim kampflosen 

Rückzug der irakischen Armee aus 

Mossul oder der Peschmerga aus der 

Grenzstadt Rabia – in die Hände des 

IS geraten könnte. »Hinter der Auftei-

lung auf mehrere Tranchen steht die 

Sorge, die Waffen könnten andernfalls 

an Kämpfer der Arbeiterpartei Kurdi-

stans (PKK) weitergegeben werden«, 

erfuhr die Frankfurter Allgemeine 

Zeitung aus Regierungskreisen.

Die in der EU-»Terrorliste« aufge-

führte PKK und die mit ihr verbündeten 

Volksverteidigungseinheiten YPG aus 

dem kurdischen Selbstverwaltungs-

gebiet in Syrien, die dort bereits seit 

über zwei Jahren erfolgreich gegen die 

Dschihadisten kämpfen und im Irak 

Zehntausende Jesiden vor dem IS ret-

teten, sollen nach dem Willen der Bun-

desregierung leer ausgehen. PKK-Chef 

Cemil Bayik kritisierte diese Entschei-

dung gegenüber der FAZ: Berlin müsse 

sich bei den Lieferungen davon leiten 

lassen, welche Organisation »am erbit-

tertsten und erfolgreichsten kämpft«, 

forderte er. 

»Islamischer Staat« mit Raketen aus BRD

In Syrien erobertes Kriegsgerät im Internet präsentiert. Al-Nusra-Front will von Terrorliste gestrichen werden

D
ie Terrororganisation »Isla-

mischer Staat« (IS) hat in 

einem im Internet veröffent-

lichten Video nach eigenen Angaben 

in Syrien eroberte deutsche und rus-

sische Waffen präsentiert. In einem 

Video, aufgenommen auf dem von 

der Miliz eroberten Militärflughafen 

Al-Tabka zeigen IS-Kämpfer unter 

anderem alte russische Kampfjets, 

Artillerie und mehrere Raketen, von 

denen einige auf Deutsch mit »Lenk-

flugkörper DM 72–136 mm Panzer-

abwehr« beschriftet sind.  Nach ei-

nem  Bericht der Zeitung Die Welt 

vom Dienstag handelt es sich bei den 

deutschen Raketen um den Typ HOT. 

Diese seien 1981 an die Regierung 

Syriens geliefert worden, schrieb das 

Blatt.
Auf den Golanhöhen in Syrien 

verlangten islamistische Rebellen 

der Al-Nusra-Front von den Verein-

ten  Nationen (UN), von der Ter-

rorliste gestrichen zu werden. Die-

se und weitere Forderungen hätten 

die Islamisten als Bedingung für die 

Freilassung von 44 fidschianischen 

Blauhelmsoldaten gestellt, sagte Ar-

meesprecher Mosese Tikoitoga in der 

fidschianischen  Hauptstadt Suva.

Die 44 UN-Soldaten waren am 

vergangenen Donnerstag gemeinsam 

mit 72 philippinischen Blauhelm-

soldaten auf den Golanhöhen von 

den Islamisten eingekesselt worden. 

Während die philippinischen Blau-

helme am Samstag befreit werden 

konnten, gab die Al-Nusra-Front 

bekannt, die Soldaten aus Fidschi 

gefangen genommen zu haben. Sie 

war – wie auch der Islamische Staat – 

im Mai 2013 vom UN-Sicherheitsrat 

als »Terrororganisation« eingestuft 

worden.
Im Irak drangen Angehörige von 

Soldaten, die im Juni nahe Tikrit von 

der IS-Miliz getötet worden sein sol-

len, am Dienstag in das Parlament in 

Bagdad ein. Die Angehörigen for-

derten, Sicherheitskräfte zur Verant-

wortung zu ziehen, die das Massaker 

nicht verhindert hätten, sagte der Ab-

geordnete Abdel-Hussein Al-Musa-

wi der Nachrichtenseite Al-Sumaria 

News.  
(dpa/jW)
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Moskau reagiert auf 

NATO-Bedrohung

Moskau. Als Reaktion auf eine 

angekündigte stärkere Präsenz 

von NATO-Truppen in Osteuropa 

erwägt Rußland eine Einstufung 

des Paktes als Gefährdung seiner 

Sicherheit. Eine Ausweitung der 

NATO-Aktivitäten werde »ihren 

Platz unter den äußeren militä-

rischen Bedrohungen« finden, 

sagte der Vizechef des russischen 

Sicherheitsrats, Michail Popow, 

am Dienstag. »Alle Fakten« wie-

sen darauf hin, daß die USA und 

die NATO »ihre Politik der Ver-

schlechterung der Beziehungen zu 

Rußland fortsetzen« wollten, sagte 

Popow der Nachrichtenagentur 

RIA Nowosti. Nach seinen Anga-

ben soll die russische Militärdok-

trin bis zum Jahresende aktualisiert 

werden. Er habe »keine Zweifel« 

daran, daß ein verstärktes NATO-

Engagement in Osteuropa dann als 

Bedrohung kategorisiert werde. 

 
(AFP/jW)
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Kranke wegen Cannabis 

im Hungerstreik

köln/Rüthen. Die Auseinanderset-

zung um den privaten Anbau von 

Cannabis zu Therapiezwecken 

spitzt sich zu: Das Bundesinstitut 

für Arzneimittel und Medizin-

produkte (BfArM) will das Urteil 

des Kölner Verwaltungsgerichts 

überprüfen lassen, das drei chro-

nisch kranken Patienten im Juli 

den Anbau von Hanfpflanzen zu 

Hause erlaubt hatte. Man habe in 

der vergangenen Woche Berufung 

beim Oberverwaltungsgericht 

Münster eingelegt, sagte ein Spre-

cher des BfArM am Dienstag. Die 

Arbeitsgemeinschaft Cannabis als 

Medizin (ACM) teilte mit, sechs 

chronisch Kranke seien aus Protest 

gegen die Berufung in den Hunger-

streik getreten. Das Kölner Urteil 

sei ein enorm wichtiger Schritt für 

die betroffenen Patienten gewesen, 

betonte der ACM-Vorsitzende 

Franjo Grotenhermen: »Durch die 

Berufung wird eine Behandlung 

weiterhin unnötig hinausgezö-

gert«.  
(dpa/jW)
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Können sich über aufgestockte Arsenale freuen: Kurdische Peschmerga-Kämpfer westlich von Mossul

Berliner Thinktank

Google finanziert Forschung in 

Deutschland, um auf die Politik Ein-

fluß zu nehmen. So gründete das Un-

ternehmen das Humboldt-Institut 

für Internet und Gesellschaft. 
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Märkte erschließen

Afrikas Filetstücke: Großprojekte von 

Industriestaaten zur Agrarförde-

rung nützen vor allem KonzernenAbzug anordnen

Kiew rückt ab: Ukrainische Truppen räu-

men Stellungen bei Lugansk. Volks-

republiken fordern AutonomieLinke schulen
Das Bedürfnis nach marxistischer 

 Bildung ist vorhanden. Eine Bilanz 

nach einem Jahr MEZ in BerlinHilfe anbieten
Flüchtlinge aus Irak und Syrien müssen 

Möglichkeit bekommen, legal in die 

BRD einzureisen. Interview2
7

3

 Deutsche Waffen für Öl
Bundesregierung rüstet kurdische Peschmerga für Kampf gegen »Islamischen Staat« auf und 

entsorgt ihre Altbestände. Gefahr des Einsatzes von Pistolen gegen Oppositionelle. Von Nick Brauns

D
ie Bundesregierung will mit 

Waffen- und Ausrüstungshilfe 

einen Großverband von 4 000 

kurdischen Peschmerga-Soldaten im 

Nordirak ausstatten. Strategisches Ziel 

sei es, daß die Streitkräfte der Auto-

nomieregion deren Territorium gegen 

die Angriffe des »Islamischen Staates« 

(IS) halten und begrenzt auch verlore-

nes Gebiet zurückerobern können, er-

klärte Verteidigungsministerin Ursula 

von der Leyen. Sieht man sich die Zu-

sammensetzung der Waffenlieferungen 

an, entsteht allerdings der Eindruck, 

die Bundesregierung wolle sich vor al-

lem die Gunst des über riesige Öl- und 

Gasreserven gebietenden kurdischen 

Präsidenten Masud Barsani erhalten, 

ohne andererseits dessen Bestrebun-

gen zur Ausrufung eines unabhängigen 

Kurdenstaates durch die Lieferung von 

schweren Waffen zu befördern.

Geliefert werden vor allem Hand-

feuerwaffen, darunter je 8 000 G3- 

und G36-Sturmgewehre mit sechs 

Millionen Schuß Munition. Sturmge-

wehre in den Nordirak zu schicken, 

ist allerdings wie Eulen nach Athen 

zu tragen. Denn wer einmal in der 

Re gion war, weiß, daß an solchen Waf-

fen kein Mangel besteht und selbst 

viele Privathaushalte darüber verfü-

gen. 8 000 P1-Pistolen machen in der 

offenen Feldschlacht gegen den IS 

zudem wenig Sinn. Dagegen besteht 

die Gefahr, daß solche Waffen zur Nie-

derschlagung sozialer Proteste zum 

Einsatz kommen. Die Peschmerga, bei 

denen es sich um Parteitruppen der 

großen Regierungsparteien KDP und 

PUK handelt, eröffneten in den letzten 

Jahren mehrfach das Feuer auf Op-

positionskundgebungen und töteten 

dabei Demonstranten.

Von Relevanz im Kampf gegen den 

über eine Reihe von Beutepanzern 

verfügenden IS sind allein die 30 Ab-

schußsysteme mit 500 Milan-Panzer-

abwehrraketen, die die deutsche Re-

gierung schicken will. Bei einem nicht 

unerheblichen Teil dieser ab den 70er 

Jahren von der Bundeswehr beschaff-

ten Raketen droht nach Informationen 

der »Tagesschau« jedoch in absehba-

rer Zeit die Haltbarkeit auszulaufen. 

So löst die Bundeswehr ein kostspie-

liges Entsorgungsproblem und schafft 

Platz für moderne Systeme. »Wir ge-

hen davon aus, daß der Bundeswehr 

alles mittelfristig ersetzt wird«, sagte 

ein Sprecher des Verteidigungsmini-

steriums über die 70 Millionen Euro 

teure Rüstungshilfe an Erbil.

Durch eine über die irakische Zen-

tralregierung in Bagdad an Erbil er-

folgende Lieferung in drei Etappen 

soll sichergestellt werden, daß keine 

Waffenlager angelegt werden. Dabei 

herrscht weniger die Befürchtung, daß 

solches Gerät – wie beim kampflosen 

Rückzug der irakischen Armee aus 

Mossul oder der Peschmerga aus der 

Grenzstadt Rabia – in die Hände des 

IS geraten könnte. »Hinter der Auftei-

lung auf mehrere Tranchen steht die 

Sorge, die Waffen könnten andernfalls 

an Kämpfer der Arbeiterpartei Kurdi-

stans (PKK) weitergegeben werden«, 

erfuhr die Frankfurter Allgemeine 

Zeitung aus Regierungskreisen.

Die in der EU-»Terrorliste« aufge-

führte PKK und die mit ihr verbündeten 

Volksverteidigungseinheiten YPG aus 

dem kurdischen Selbstverwaltungs-

gebiet in Syrien, die dort bereits seit 

über zwei Jahren erfolgreich gegen die 

Dschihadisten kämpfen und im Irak 

Zehntausende Jesiden vor dem IS ret-

teten, sollen nach dem Willen der Bun-

desregierung leer ausgehen. PKK-Chef 

Cemil Bayik kritisierte diese Entschei-

dung gegenüber der FAZ: Berlin müsse 

sich bei den Lieferungen davon leiten 

lassen, welche Organisation »am erbit-

tertsten und erfolgreichsten kämpft«, 

forderte er. 

»Islamischer Staat« mit Raketen aus BRD

In Syrien erobertes Kriegsgerät im Internet präsentiert. Al-Nusra-Front will von Terrorliste gestrichen werden

D
ie Terrororganisation »Isla-

mischer Staat« (IS) hat in 

einem im Internet veröffent-

lichten Video nach eigenen Angaben 

in Syrien eroberte deutsche und rus-

sische Waffen präsentiert. In einem 

Video, aufgenommen auf dem von 

der Miliz eroberten Militärflughafen 

Al-Tabka zeigen IS-Kämpfer unter 

anderem alte russische Kampfjets, 

Artillerie und mehrere Raketen, von 

denen einige auf Deutsch mit »Lenk-

flugkörper DM 72–136 mm Panzer-

abwehr« beschriftet sind.  Nach ei-

nem  Bericht der Zeitung Die Welt 

vom Dienstag handelt es sich bei den 

deutschen Raketen um den Typ HOT. 

Diese seien 1981 an die Regierung 

Syriens geliefert worden, schrieb das 

Blatt.
Auf den Golanhöhen in Syrien 

verlangten islamistische Rebellen 

der Al-Nusra-Front von den Verein-

ten  Nationen (UN), von der Ter-

rorliste gestrichen zu werden. Die-

se und weitere Forderungen hätten 

die Islamisten als Bedingung für die 

Freilassung von 44 fidschianischen 

Blauhelmsoldaten gestellt, sagte Ar-

meesprecher Mosese Tikoitoga in der 

fidschianischen  Hauptstadt Suva.

Die 44 UN-Soldaten waren am 

vergangenen Donnerstag gemeinsam 

mit 72 philippinischen Blauhelm-

soldaten auf den Golanhöhen von 

den Islamisten eingekesselt worden. 

Während die philippinischen Blau-

helme am Samstag befreit werden 

konnten, gab die Al-Nusra-Front 

bekannt, die Soldaten aus Fidschi 

gefangen genommen zu haben. Sie 

war – wie auch der Islamische Staat – 

im Mai 2013 vom UN-Sicherheitsrat 

als »Terrororganisation« eingestuft 

worden.
Im Irak drangen Angehörige von 

Soldaten, die im Juni nahe Tikrit von 

der IS-Miliz getötet worden sein sol-

len, am Dienstag in das Parlament in 

Bagdad ein. Die Angehörigen for-

derten, Sicherheitskräfte zur Verant-

wortung zu ziehen, die das Massaker 

nicht verhindert hätten, sagte der Ab-

geordnete Abdel-Hussein Al-Musa-

wi der Nachrichtenseite Al-Sumaria 

News.  
(dpa/jW)
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Moskau reagiert auf 

NATO-Bedrohung

Moskau. Als Reaktion auf eine 

angekündigte stärkere Präsenz 

von NATO-Truppen in Osteuropa 

erwägt Rußland eine Einstufung 

des Paktes als Gefährdung seiner 

Sicherheit. Eine Ausweitung der 

NATO-Aktivitäten werde »ihren 

Platz unter den äußeren militä-

rischen Bedrohungen« finden, 

sagte der Vizechef des russischen 

Sicherheitsrats, Michail Popow, 

am Dienstag. »Alle Fakten« wie-

sen darauf hin, daß die USA und 

die NATO »ihre Politik der Ver-

schlechterung der Beziehungen zu 

Rußland fortsetzen« wollten, sagte 

Popow der Nachrichtenagentur 

RIA Nowosti. Nach seinen Anga-

ben soll die russische Militärdok-

trin bis zum Jahresende aktualisiert 

werden. Er habe »keine Zweifel« 

daran, daß ein verstärktes NATO-

Engagement in Osteuropa dann als 

Bedrohung kategorisiert werde. 

 
(AFP/jW)

u Siehe Seite 7

Kranke wegen Cannabis 

im Hungerstreik

köln/Rüthen. Die Auseinanderset-

zung um den privaten Anbau von 

Cannabis zu Therapiezwecken 

spitzt sich zu: Das Bundesinstitut 

für Arzneimittel und Medizin-

produkte (BfArM) will das Urteil 

des Kölner Verwaltungsgerichts 

überprüfen lassen, das drei chro-

nisch kranken Patienten im Juli 

den Anbau von Hanfpflanzen zu 

Hause erlaubt hatte. Man habe in 

der vergangenen Woche Berufung 

beim Oberverwaltungsgericht 

Münster eingelegt, sagte ein Spre-

cher des BfArM am Dienstag. Die 

Arbeitsgemeinschaft Cannabis als 

Medizin (ACM) teilte mit, sechs 

chronisch Kranke seien aus Protest 

gegen die Berufung in den Hunger-

streik getreten. Das Kölner Urteil 

sei ein enorm wichtiger Schritt für 

die betroffenen Patienten gewesen, 

betonte der ACM-Vorsitzende 

Franjo Grotenhermen: »Durch die 

Berufung wird eine Behandlung 

weiterhin unnötig hinausgezö-

gert«.  
(dpa/jW)
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Können sich über aufgestockte Arsenale freuen: Kurdische Peschmerga-Kämpfer westlich von Mossul

Berliner Thinktank

Google finanziert Forschung in 

Deutschland, um auf die Politik Ein-

fluß zu nehmen. So gründete das Un-

ternehmen das Humboldt-Institut 

für Internet und Gesellschaft. 

Von Thomas Wagner  Seiten 10/11
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Berliner Thinktank

Google finanziert Forschung 

in Deutschland, um auf die 

Politik Einfluß zu nehmen. So 

gründete das Unternehmen 

das Humboldt-Institut für In-

ternet und Gesellschaft. Von 

Thomas Wagner  Seiten 10/11

Märkte erschließen

Afrikas Filetstücke: Großprojekte von 

Industriestaaten zur Agrarförde-

rung nützen vor allem KonzernenAbzug anordnen

Kiew rückt ab: Ukrainische Truppen räu-

men Stellungen bei Lugansk. Volks-

republiken fordern AutonomieLinke schulen
Das Bedürfnis nach marxistischer 

 Bildung ist vorhanden. Eine Bilanz 

nach einem Jahr MEZ in BerlinHilfe anbieten
Flüchtlinge aus Irak und Syrien müssen 

Möglichkeit bekommen, legal in die 

BRD einzureisen. Interview2
7

3

 Deutsche Waffen für Öl
Bundesregierung rüstet kurdische Peschmerga für Kampf gegen »Islamischen Staat« auf und 

entsorgt ihre Altbestände. Gefahr des Einsatzes von Pistolen gegen Oppositionelle. Von Nick Brauns

D
ie Bundesregierung will mit 

Waffen- und Ausrüstungshilfe 

einen Großverband von 4 000 

kurdischen Peschmerga-Soldaten im 

Nordirak ausstatten. Strategisches Ziel 

sei es, daß die Streitkräfte der Auto-

nomieregion deren Territorium gegen 

die Angriffe des »Islamischen Staates« 

(IS) halten und begrenzt auch verlore-

nes Gebiet zurückerobern können, er-

klärte Verteidigungsministerin Ursula 

von der Leyen. Sieht man sich die Zu-

sammensetzung der Waffenlieferungen 

an, entsteht allerdings der Eindruck, 

die Bundesregierung wolle sich vor al-

lem die Gunst des über riesige Öl- und 

Gasreserven gebietenden kurdischen 

Präsidenten Masud Barsani erhalten, 

ohne andererseits dessen Bestrebun-

gen zur Ausrufung eines unabhängigen 

Kurdenstaates durch die Lieferung von 

schweren Waffen zu befördern.

Geliefert werden vor allem Hand-

feuerwaffen, darunter je 8 000 G3- 

und G36-Sturmgewehre mit sechs 

Millionen Schuß Munition. Sturmge-

wehre in den Nordirak zu schicken, 

ist allerdings wie Eulen nach Athen 

zu tragen. Denn wer einmal in der 

Re gion war, weiß, daß an solchen Waf-

fen kein Mangel besteht und selbst 

viele Privathaushalte darüber verfü-

gen. 8 000 P1-Pistolen machen in der 

offenen Feldschlacht gegen den IS 

zudem wenig Sinn. Dagegen besteht 

die Gefahr, daß solche Waffen zur Nie-

derschlagung sozialer Proteste zum 

Einsatz kommen. Die Peschmerga, bei 

denen es sich um Parteitruppen der 

großen Regierungsparteien KDP und 

PUK handelt, eröffneten in den letzten 

Jahren mehrfach das Feuer auf Op-

positionskundgebungen und töteten 

dabei Demonstranten.

Von Relevanz im Kampf gegen den 

über eine Reihe von Beutepanzern 

verfügenden IS sind allein die 30 Ab-

schußsysteme mit 500 Milan-Panzer-

abwehrraketen, die die deutsche Re-

gierung schicken will. Bei einem nicht 

unerheblichen Teil dieser ab den 70er 

Jahren von der Bundeswehr beschaff-

ten Raketen droht nach Informationen 

der »Tagesschau« jedoch in absehba-

rer Zeit die Haltbarkeit auszulaufen. 

So löst die Bundeswehr ein kostspie-

liges Entsorgungsproblem und schafft 

Platz für moderne Systeme. »Wir ge-

hen davon aus, daß der Bundeswehr 

alles mittelfristig ersetzt wird«, sagte 

ein Sprecher des Verteidigungsmini-

steriums über die 70 Millionen Euro 

teure Rüstungshilfe an Erbil.

Durch eine über die irakische Zen-

tralregierung in Bagdad an Erbil er-

folgende Lieferung in drei Etappen 

soll sichergestellt werden, daß keine 

Waffenlager angelegt werden. Dabei 

herrscht weniger die Befürchtung, daß 

solches Gerät – wie beim kampflosen 

Rückzug der irakischen Armee aus 

Mossul oder der Peschmerga aus der 

Grenzstadt Rabia – in die Hände des 

IS geraten könnte. »Hinter der Auftei-

lung auf mehrere Tranchen steht die 

Sorge, die Waffen könnten andernfalls 

an Kämpfer der Arbeiterpartei Kurdi-

stans (PKK) weitergegeben werden«, 

erfuhr die Frankfurter Allgemeine 

Zeitung aus Regierungskreisen.

Die in der EU-»Terrorliste« aufge-

führte PKK und die mit ihr verbündeten 

Volksverteidigungseinheiten YPG aus 

dem kurdischen Selbstverwaltungs-

gebiet in Syrien, die dort bereits seit 

über zwei Jahren erfolgreich gegen die 

Dschihadisten kämpfen und im Irak 

Zehntausende Jesiden vor dem IS ret-

teten, sollen nach dem Willen der Bun-

desregierung leer ausgehen. PKK-Chef 

Cemil Bayik kritisierte diese Entschei-

dung gegenüber der FAZ: Berlin müsse 

sich bei den Lieferungen davon leiten 

lassen, welche Organisation »am erbit-

tertsten und erfolgreichsten kämpft«, 

forderte er. 

»Islamischer Staat« mit Raketen aus BRD

In Syrien erobertes Kriegsgerät im Internet präsentiert. Al-Nusra-Front will von Terrorliste gestrichen werden

D
ie Terrororganisation »Isla-

mischer Staat« (IS) hat in 

einem im Internet veröffent-

lichten Video nach eigenen Angaben 

in Syrien eroberte deutsche und rus-

sische Waffen präsentiert. In einem 

Video, aufgenommen auf dem von 

der Miliz eroberten Militärflughafen 

Al-Tabka zeigen IS-Kämpfer unter 

anderem alte russische Kampfjets, 

Artillerie und mehrere Raketen, von 

denen einige auf Deutsch mit »Lenk-

flugkörper DM 72–136 mm Panzer-

abwehr« beschriftet sind.  Nach ei-

nem  Bericht der Zeitung Die Welt 

vom Dienstag handelt es sich bei den 

deutschen Raketen um den Typ HOT. 

Diese seien 1981 an die Regierung 

Syriens geliefert worden, schrieb das 

Blatt.
Auf den Golanhöhen in Syrien 

verlangten islamistische Rebellen 

der Al-Nusra-Front von den Verein-

ten  Nationen (UN), von der Ter-

rorliste gestrichen zu werden. Die-

se und weitere Forderungen hätten 

die Islamisten als Bedingung für die 

Freilassung von 44 fidschianischen 

Blauhelmsoldaten gestellt, sagte Ar-

meesprecher Mosese Tikoitoga in der 

fidschianischen  Hauptstadt Suva.

Die 44 UN-Soldaten waren am 

vergangenen Donnerstag gemeinsam 

mit 72 philippinischen Blauhelm-

soldaten auf den Golanhöhen von 

den Islamisten eingekesselt worden. 

Während die philippinischen Blau-

helme am Samstag befreit werden 

konnten, gab die Al-Nusra-Front 

bekannt, die Soldaten aus Fidschi 

gefangen genommen zu haben. Sie 

war – wie auch der Islamische Staat – 

im Mai 2013 vom UN-Sicherheitsrat 

als »Terrororganisation« eingestuft 

worden.
Im Irak drangen Angehörige von 

Soldaten, die im Juni nahe Tikrit von 

der IS-Miliz getötet worden sein sol-

len, am Dienstag in das Parlament in 

Bagdad ein. Die Angehörigen for-

derten, Sicherheitskräfte zur Verant-

wortung zu ziehen, die das Massaker 

nicht verhindert hätten, sagte der Ab-

geordnete Abdel-Hussein Al-Musa-

wi der Nachrichtenseite Al-Sumaria 

News.  
(dpa/jW)
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Moskau reagiert auf 

NATO-Bedrohung

Moskau. Als Reaktion auf eine 

angekündigte stärkere Präsenz 

von NATO-Truppen in Osteuropa 

erwägt Rußland eine Einstufung 

des Paktes als Gefährdung seiner 

Sicherheit. Eine Ausweitung der 

NATO-Aktivitäten werde »ihren 

Platz unter den äußeren militä-

rischen Bedrohungen« finden, 

sagte der Vizechef des russischen 

Sicherheitsrats, Michail Popow, 

am Dienstag. »Alle Fakten« wie-

sen darauf hin, daß die USA und 

die NATO »ihre Politik der Ver-

schlechterung der Beziehungen zu 

Rußland fortsetzen« wollten, sagte 

Popow der Nachrichtenagentur 

RIA Nowosti. Nach seinen Anga-

ben soll die russische Militärdok-

trin bis zum Jahresende aktualisiert 

werden. Er habe »keine Zweifel« 

daran, daß ein verstärktes NATO-

Engagement in Osteuropa dann als 

Bedrohung kategorisiert werde. 

 
(AFP/jW)
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Kranke wegen Cannabis 

im Hungerstreik

köln/Rüthen. Die Auseinanderset-

zung um den privaten Anbau von 

Cannabis zu Therapiezwecken 

spitzt sich zu: Das Bundesinstitut 

für Arzneimittel und Medizin-

produkte (BfArM) will das Urteil 

des Kölner Verwaltungsgerichts 

überprüfen lassen, das drei chro-

nisch kranken Patienten im Juli 

den Anbau von Hanfpflanzen zu 

Hause erlaubt hatte. Man habe in 

der vergangenen Woche Berufung 

beim Oberverwaltungsgericht 

Münster eingelegt, sagte ein Spre-

cher des BfArM am Dienstag. Die 

Arbeitsgemeinschaft Cannabis als 

Medizin (ACM) teilte mit, sechs 

chronisch Kranke seien aus Protest 

gegen die Berufung in den Hunger-

streik getreten. Das Kölner Urteil 

sei ein enorm wichtiger Schritt für 

die betroffenen Patienten gewesen, 

betonte der ACM-Vorsitzende 

Franjo Grotenhermen: »Durch die 

Berufung wird eine Behandlung 

weiterhin unnötig hinausgezö-

gert«.  
(dpa/jW)
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Können sich über aufgestockte Arsenale freuen: Kurdische Peschmerga-Kämpfer westlich von Mossul

Berliner Thinktank

Google finanziert Forschung in 

Deutschland, um auf die Politik Ein-

fluß zu nehmen. So gründete das Un-

ternehmen das Humboldt-Institut 

für Internet und Gesellschaft. 

Von Thomas Wagner  Seiten 10/11
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Märkte erschließen

Afrikas Filetstücke: Großprojekte von 

Industriestaaten zur Agrar-

förderung nützen KonzernenAbzug anordnen
Kiew rückt ab: Ukrainische Truppen 

räumen Stellungen bei Lugansk. 

Volksrepubliken für AutonomieLinke schulen
Bedürfnis nach marxistischer 

 Bildung ist vorhanden. Bilanz 

nach einem Jahr MEZ in BerlinHilfe anbieten
Flüchtlinge aus Irak und Syrien müs-

sen Möglichkeit bekommen, 

legal in die BRD einzureisen. 

2
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Ihr Beileger

Ihr Prospekt 

Deutsche Waffen für Öl
Berlin rüstet kurdische Peschmerga für Kampf gegen »Islamischen Staat« auf und entsorgt 

Altbestände. Gefahr des Einsatzes von Pistolen gegen Oppositionelle. 

D
ie Bundesregierung will mit 

Waffen- und Ausrüstungshil-

fe einen Großverband von 

4 000 kurdischen Peschmerga-Sol-

daten im Nordirak ausstatten. Stra-

tegisches Ziel sei es, daß die Streit-

kräfte der Autonomieregion deren 

Territorium gegen die Angriffe des 

»Islamischen Staates« (IS) halten 

und begrenzt auch verlorenes Gebiet 

zurückerobern können, erklärte Ver-

teidigungsministerin Ursula von der 

Leyen. Sieht man sich die Zusam-

mensetzung der Waffenlieferungen 

an, entsteht allerdings der Eindruck, 

die Bundesregierung wolle sich vor 

allem die Gunst des über riesige Öl- 

und Gasreserven gebietenden kur-

dischen Präsidenten Masud Barsani 

erhalten, ohne andererseits dessen 

Bestrebungen zur Ausrufung eines 

unabhängigen Kurdenstaates durch 

die Lieferung von schweren Waffen 

zu befördern.

Geliefert werden vor allem Hand-

feuerwaffen, darunter je 8 000 G3- 

und G36-Sturmgewehre mit sechs 

Millionen Schuß Munition. Sturmge-

wehre in den Nordirak zu schicken, 

ist allerdings wie Eulen nach Athen 

zu tragen. Denn wer einmal in der Re-

gion war, weiß, daß an solchen Waf-

gion war, weiß, daß an solchen Waf-

gion war, weiß, daß an solchen Waf

fen kein Mangel besteht und selbst 

viele Privathaushalte darüber verfü-

gen. 8 000 P1-Pistolen machen in der 

offenen Feldschlacht gegen den IS 

zudem wenig Sinn. Dagegen besteht 

die Gefahr, daß solche Waffen zur 

Niederschlagung sozialer Proteste 

zum Einsatz kommen. Die Peschmer-

ga, bei denen es sich um Parteitrup-

pen der großen Regierungsparteien 

KDP und PUK handelt, eröffneten 

in den letzten Jahren mehrfach das 

Feuer auf Oppositionskundgebungen 

und töteten dabei Demonstranten.

Von Relevanz im Kampf gegen den 

über eine Reihe von Beutepanzern 

verfügenden IS sind allein die 30 

Abschußsysteme mit 500 Milan-Pan-

zerabwehrraketen, die die deutsche 

Regierung schicken will. Bei einem 

nicht unerheblichen Teil dieser ab 

den 70er Jahren von der Bundeswehr 

beschafften Raketen droht nach Infor-

mationen der »Tagesschau« jedoch in 

absehbarer Zeit die Haltbarkeit aus-

zulaufen. So löst die Bundeswehr ein 

kostspieliges Entsorgungsproblem 

und schafft Platz für moderne Syste-

me. »Wir gehen davon aus, daß der 

Bundeswehr alles mittelfristig ersetzt 

wird«, sagte ein Sprecher des Ver-

teidigungsministeriums über die 70 

Millionen Euro teure Rüstungshilfe 

an Erbil.
Durch eine über die irakische Zen

tralregierung in Bagdad an Erbil er

folgende Lieferung in drei Etappen 

soll sichergestellt werden, daß keine 

Waffenlager angelegt werden. Dabei 

herrscht weniger die Befürchtung, 

daß solches Gerät – wie beim kampf

losen Rückzug der irakischen Armee 

aus Mossul oder der Peschmerga aus 

der Grenzstadt Rabia – in die Hän

de des IS geraten könnte. »Hinter 

der Aufteilung auf mehrere Tranchen 

steht die Sorge, die Waffen könnten 

andernfalls an Kämpfer der Arbeiter

partei Kurdistans (PKK) weitergege

ben werden«, erfuhr die Frankfurter 

»IS« mit Raketen aus der BRD

In Syrien erobertes Kriegsgerät im Internet präsentiert. Al-Nusra-Front will von Terrorliste runter

D
ie Terrororganisation »Isla-

mischer Staat« (IS) hat in 

einem im Internet veröffent-

lichten Video nach eigenen Angaben 

in Syrien eroberte deutsche und rus-

sische Waffen präsentiert. In einem 

Video, aufgenommen auf dem von 

der Miliz eroberten Militärflughafen 

Al-Tabka zeigen IS-Kämpfer unter 

anderem alte russische Kampfjets, 

Artillerie und mehrere Raketen, von 

denen einige auf Deutsch mit »Lenk-

denen einige auf Deutsch mit »Lenk-

denen einige auf Deutsch mit »Lenk

flugkörper DM 72–136 mm Panzer-

abwehr« beschriftet sind.  Nach ei-

nem  Bericht der Zeitung Die Welt

vom Dienstag handelt es sich bei den 

deutschen Raketen um den Typ HOT. 

Diese seien 1981 an die Regierung 

Syriens geliefert worden, schrieb das 

Blatt.
Auf den Golanhöhen in Syrien ver-

langten islamistische Rebellen der 

Al-Nusra-Front von den Vereinten

Nationen (UN), von der Terrorliste 

gestrichen zu werden. Diese und 

weitere Forderungen hätten die Is-

lamisten als Bedingung für die Frei-

lassung von 44 fidschianischen Blau-

helmsoldaten gestellt, sagte Armee

sprecher Mosese Tikoitoga in der 

fidschianischen  Hauptstadt Suva.

Die 44 UN-Soldaten waren am 

vergangenen Donnerstag gemeinsam 

mit 72 philippinischen Blauhelm

soldaten auf den Golanhöhen von 

den Islamisten eingekesselt worden. 

Während die philippinischen Blau

helme am Samstag befreit werden 

konnten, gab die Al-Nusra-Front 

bekannt, die Soldaten aus Fidschi 

gefangen genommen zu haben. Sie 

war – wie auch der Islamische Staat – 

geordnete Abdel-Hussein Al-Musa

wi der Nachrichtenseite Al-Sumaria 

News. 
(dpa/jW)
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Google finanziert Forschung 

in Deutschland, um auf die 

Politik Einfluß zu nehmen. So 

gründete das Unternehmen 

das Humboldt-Institut für In-

ternet und Gesellschaft. Von 

Thomas Wagner Seiten 10/11
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Kiew rückt ab: Ukrainische Truppen 

räumen Stellungen bei Lugansk. 

Volksrepubliken für AutonomieLinke schulen
Bedürfnis nach marxistischer 

Bildung ist vorhanden. Bilanz 

nach einem Jahr MEZ in BerlinHilfe anbieten
Flüchtlinge aus Irak und Syrien müs-

sen Möglichkeit bekommen, 

legal in die BRD einzureisen. 
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Deutsche Waffen für Öl
Berlin rüstet kurdische Peschmerga für Kampf gegen »Islamischen Staat« auf und entsorgt 

Altbestände. Gefahr des Einsatzes von Pistolen gegen Oppositionelle. Von Nick Brauns

Millionen Euro teure Rüstungshilfe 

Durch eine über die irakische Zen

tralregierung in Bagdad an Erbil er

folgende Lieferung in drei Etappen 

soll sichergestellt werden, daß keine 

Waffenlager angelegt werden. Dabei 

herrscht weniger die Befürchtung, 

– wie beim kampf

losen Rückzug der irakischen Armee 

aus Mossul oder der Peschmerga aus 

– in die Hän

de des IS geraten könnte. »Hinter 

der Aufteilung auf mehrere Tranchen 

steht die Sorge, die Waffen könnten 

andernfalls an Kämpfer der Arbeiter

partei Kurdistans (PKK) weitergege

Moskau reagiert auf 

NATO-Bedrohung

MOSKAU. Als Reaktion auf eine 

angekündigte stärkere Präsenz 

von NATO-Truppen in Osteuropa 

Können sich über aufgestockte Arsenale freuen: Kurdische Peschmerga-Kämpfer westlich von Mossul

Afrikas Filetstücke: Großprojekte von 

Industriestaaten zur Agrar-

förderung nützen KonzernenAbzug anordnen
Kiew rückt ab: Ukrainische Truppen 

räumen Stellungen bei Lugansk. 

Volksrepubliken für Autonomie 10

Ihr Beileger

Frankfurter 

»IS« mit Raketen aus der BRD

In Syrien erobertes Kriegsgerät im Internet präsentiert. Al-Nusra-Front will von Terrorliste runter

helmsoldaten gestellt, sagte Armee

sprecher Mosese Tikoitoga in der 

 Hauptstadt Suva.

Die 44 UN-Soldaten waren am 

vergangenen Donnerstag gemeinsam 

mit 72 philippinischen Blauhelm-

soldaten auf den Golanhöhen von 

den Islamisten eingekesselt worden. 

Während die philippinischen Blau-

helme am Samstag befreit werden 

konnten, gab die Al-Nusra-Front 

bekannt, die Soldaten aus Fidschi 

worden.
Im Irak drangen Angehörige von 

Soldaten, die im Juni nahe Tikrit von 

der IS-Miliz getötet worden sein sol

len, am Dienstag in das Parlament in 

Bagdad ein. Die Angehörigen for

derten, Sicherheitskräfte zur Verant

wortung zu ziehen, die das Massaker 

nicht verhindert hätten, sagte der Ab

geordnete Abdel-Hussein Al-Musa

wi der Nachrichtenseite Al-Sumaria 

Millionen Euro teure Rüstungshilfe 

Durch eine über die irakische Zen-

tralregierung in Bagdad an Erbil er-

folgende Lieferung in drei Etappen 

soll sichergestellt werden, daß keine 

Waffenlager angelegt werden. Dabei 

herrscht weniger die Befürchtung, 

– wie beim kampf-
– wie beim kampf-
– wie beim kampf

losen Rückzug der irakischen Armee 

aus Mossul oder der Peschmerga aus 

– in die Hän

de des IS geraten könnte. »Hinter 

der Aufteilung auf mehrere Tranchen 

steht die Sorge, die Waffen könnten 

andernfalls an Kämpfer der Arbeiter

partei Kurdistans (PKK) weitergege

Frankfurter 

Allgemeine Zeitung

kreisen.Können sich über aufgestockte Arsenale freuen: Kurdische Peschmerga-Kämpfer westlich von Mossul

Ihr Prospekt 

M
ittags um zwei, es klopft an einer Berliner Tür. Eine Stimme 

ruft: »Nein, passt grade gar nicht, nein!« Martin Schulz tritt 

trotzdem ein, auf einem Tablett trägt er das Heil herein. 

»Also wenn Se schon dasind, stellen Se’s ab, dahinten am Tisch. Äh, 

wie ist denn Ihr Heil so? Mehr so praktisch? Sind wohl Heil-Praktiker, 

Sie Schlingel? Schuldigung. Sozialdemokrat sind Se? Schön is’ 

anders, aber ist ja heutzutage kein Makel mehr. Ist doch 

eigentlich auch egal, wer den Müll wegmacht. Ebert, 

Noske, Schmidt, Schröder ... Und Sie sind ja auch immer 

deutlich günstiger als die Konkurrenz. Gutes Konzept 

übrigens, sehr gutes Konzept.

Also ich kauf’ Ihnen Ihr Heil ab. Erst mal so’n 

Viertelpfund, und wenn sich das entwickelt, 

dann wird das ’ne große Sache. Sie hätten 

nicht zufällig ein Probierhäppchen dabei ...? 

Nein? Schade, aber Sie können das Zeug 

ja auch nicht immer mit sich rum-

schleppen, wird ja nicht besser 

davon. Also machen Se’s gut, 

immer schön am Schulz der 

Zeit bleiben, dann werden 

die Leute noch  Heil... and 

zu Ihnen sagen. Und 

nehmen Sie Ihr 

 bisschen Bart mit!«

Der falsche 
Karl Marx

WWW.JUNGEWELT.DE

Streik und Barrikaden  

in Brasilien

Brasilia. In Brasilien sind am Frei-

tag Zehntausende Menschen einem 

Aufruf von neun Gewerkschaftsver-

bänden zum Generalstreik gegen 

die Wirtschafts- und Sozialpolitik 

von Staatschef Michel Temer ge-

folgt. Dieser war im vergangenen 

Jahr durch einen institutionellen 

Staatsstreich gegen die demokra-

tisch gewählte Präsidentin Dilma 

Rousseff in das Amt gekommen 

und hatte umgehend begonnen, die 

unter der Regierung der Arbeiter-

partei (PT) eingeführten Sozialpro-

gramme rückgängig zu machen.

Sprecher des Gewerkschaftsbun-

des CUT kündigten im Vorfeld den 

möglicherweise größten General-

streik in der Geschichte Brasiliens 

an. In zahlreichen Großstädten stand 

der öffentliche Nahverkehr still. Al-

ternativmedien verbreiteten ab den 

frühen Morgenstunden Aufnahmen 

von Barrikaden, mit denen Streiken-

de den normalen Verkehr blockier-

ten.  
(jW)

Proteste auf  

Bayer-Hauptversammlung

Bonn. Die Hauptversammlung des 

Pharma- und Chemiekonzerns Bayer 

startete am Freitag turbulent. Keine 

fünf Minuten sprach Vorstandschef 

Werner Baumann vor den Aktionä-

ren, als er das erste Mal von laut-

starken Protestrufen unterbrochen 

wurde. Mit »Stopp Bayer/Monsan-

to« schnitten Gegner der geplanten 

Übernahme des US-Saatgutriesen 

Monsanto Baumann das Wort ab. 

Aufsichtsratschef Werner Wenning 

bat um einen Austausch, »wie es auf 

einer deutschen Hauptversammlung 

üblich ist«. Keine zehn Minuten spä-

ter kam es zum nächsten Zwischen-

fall. »Ihr vergiftet unsere Äcker«, 

riefen Übernahmegegner. 

  
(Reuters/AFP/jW)
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Endlich demaskiert! Ein Dramolett. 

Von Wiglaf Droste

wird herausgegeben von  

2.041 Genossinnen und  

Genossen (Stand 28.4.2017)

n www.jungewelt.de/lpg

»Wir sollten uns die primäre 

Versorgung abgucken«
Gespräch. Mit Franco Cavalli Über die Auswirkungen der US-Blockade auf das 

kubanische Gesundheitssystem und Krebs als »Krankheit der Armen«

Patienten bei einem Ge-

burtstagsständchen für den 

 Revolutionär Fidel Castro 

(Havanna, 13. August 2012)

I
m Jahr 1992 gründeten engagierte 

Schweizer Ärzte den Verein Medicuba 

Suisse. Einige Jahre später entstand 

Medicuba Europa, dessen Präsident 

Sie sind. Welche Ziele verfolgen die 

Vereine?

Als Kubas Gesundheitssystem nach dem Unter-

gang der Sowjetunion und der sozialistischen 

Länder Osteuropas in Gefahr geriet, haben wir 

Medicuba Suisse gegründet. Wie in Betrieben 

und auf dem Land standen auch in Kubas Kran-

kenhäusern viele Maschinen still. Es gab kein 

Material und keine Ersatzteile für medizinische 

Geräte, es fehlte an Medikamenten und Hilfsmit-

teln. In dieser Situation wollten wir Kuba bei der 

medizinischen Versorgung seiner Bevölkerung 

helfen. Wenig später gründeten wir deshalb auch 

Medicuba Europa. Diese Organisation besteht 

aus 13 Vereinen, von denen die meisten, so etwa 

in Luxemburg, Schweden, Irland, Frankreich, 

Italien und der Schweiz, auf nationaler Ebene 

agieren. Daneben gibt es örtliche Gruppen wie 

die Humanitäre Cubahilfe in Bochum, die in der 

Bundesrepublik aber auch nationale Bedeutung 

hat. In den vergangenen 20 Jahren konnte Medi-

cuba Europa Projekte mit einem Volumen von 

rund zehn Millionen Euro fördern. Wir verfol-

gen zwei Hauptziele. Auf der einen Seite wollen 

wir dem kubanischen Gesundheitssystem bei der 

Arbeit im eigenen Land helfen. Auf der anderen 

Seite unterstützen wir Kuba bei seiner inter-

nationalen Tätigkeit. Das medizinische System 

Kubas hat eine große Bedeutung für die gesamte 

sogenannte dritte Welt. Wenn man irgendwo im 

Urwald auf einen Arzt trifft, ist das mit Sicherheit 

ein Kubaner oder jemand, der in dem Inselstaat 

ausgebildet worden ist.

Kubas Gesundheitssystem gilt doch als gut. 

Warum sind Ihre Projekte trotzdem not-

wendig?

Natürlich ist das ein sehr gutes Gesundheitssy-

stem. Die Weltgesundheitsorganisation hat es zum 

Vorbild erklärt und empfohlen, dass alle Länder 

des Südens ihr Gesundheitssystem so strukturie-

ren. Doch durch die Wirtschaftsblockade der USA 

und das Verschwinden der sozialistischen Länder 

im Osten Europas kam Kuba in den 1990er Jahren 

in Schwierigkeiten. Fehlt in der Gesundheitsstruk-

tur zum Beispiel nur ein Instrument oder funktio-

niert die Desinfektionsmaschine nicht, dann hat 

das weitere Folgen, und letztlich kann die ganze 

Kette blockiert werden. Wir haben gesehen, dass 

Kuba ein vorbildliches Gesundheitssystem auf-

gebaut hat, und viele Mediziner wollten nicht, 

dass dieses Modell kaputtgeht. Dazu wäre es aber 

beinahe gekommen, weil das Land nirgendwo 

die notwendigen Instrumente kaufen konnte. Da 

die USA ihre Blockade auch auf Drittländer aus-

n  Drucksachen

Gleicher Lohn für Frauen und Männer!  

Forderungen des Internationalen Arbeiter-

kongresses von 1889 zum 1. Mai

n  Schwarzer Kanal 

Was wirklich droht. Ein Zeit-Redakteur 

macht schon mal vorab die Linke für einen 

Wahlsieg Marine Le Pens verantwortlich

n  Reportage 

Havanna, du Schöne. Eindrücke aus Kubas 

Hauptstadt. Eine Fotoausstellung in der 

jW-Ladengalerie

n  XYZ 

Der Fetisch »Identität«. Vom Korsett zur 

Zwangsjacke: Die neuen alten Techniken 

der Demagogen. Von Helmut Dahmer

faulheit & arbeit Sonnabend/Sonntag/Montag,

29./30. April/1. Mai 2017, Nr. 100

n Fortsetzung auf Seite zwei

Franco Cavalli 

… ist einer der renommiertesten Krebsforscher 

der Schweiz und Präsident von Medicuba Eu-

ropa. Die Organisation trägt seit rund 20 Jahren 

zur Erhaltung und Erneuerung von Gesund-

heitseinrichtungen in Kuba bei. Der Professor 

und ehemalige Chefarzt für Onkologie im Spital 

Bellinzona (Tessin) gehört zum linken Flügel der 

Sozialistischen Partei der Schweiz und war von 

1995 bis 2007 deren Vertreter im Nationalrat

REUTERS/DESMOND BOYLAN
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Trügerische Ruhe bei Volkswagen: Der 

Abgasbetrug und die Folgen für die 

Beschäftigten. Von Stephan Krull

Mit Hoffnung
Die globale Gewerkschaftsbewegung ist 

geschwächt. Doch es gibt Anzei-

chen einer Erneuerung
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Sie haben etwas zu sagen, 
wissen aber nicht, wie? 

Selbstverständlich beraten wir Sie 
gern ausgiebig bei der Plazierung und 
Gestaltung Ihrer Anzeigenwerbung in 
unseren Verlagsprodukten. 

Auch darüber hinaus unterstützen wir 
Sie auf Wunsch bei Ihrer Mediaplanung. 
Von der Kampagnenkonzeption über die 
Annoncen gestaltung bis zur konkreten 
Buchung ist im Grunde alles möglich, 
die Details einer solchen Zusammenar-
beit besprechen wir mit Ihnen gerne auf 
Anfrage ganz individuell.

Und wenn die Chemie stimmt, rühren 
wir obendrein auch gerne für Sie die 
Werbetrommel über die reichweiten-
starken Social-Media-Kanäle der 
jungen Welt. 
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»Politik des Sterbenlassens«

Ziviler Ungehorsam
 gegen Landraub

M
igrationsforscher und Flüchtlingshelfer kritisieren BRD

 und EU
. D

em
onstration für 

Recht auf Fam
iliennachzug in Berlin . Von   Markus Bernhardt 

A
ktivisten pflanzen in Thüringen A

pfelbäum
e gegen Ausverkauf von Agrarflächen

 B
undesinnenm

inister 
Thom

as 

de M
aizière (CD

U
) w

ill G
e-

flüchteten m
it eingeschränktem

 

Schutzstatus das Recht auf Zusam
m

en-

leben m
it ihrer Fam

ilie über den M
ärz 

2018 hinaus vorenthalten. D
er W

ider-

stand gegen diesen Vorstoß wächst. D
er-

gleichen sei unerträglich, erklärte Katha-

rina M
üller vom

 Flüchtlingsrat Berlin 

am
 Freitag. D

er Schutz von Fam
ilie und 

Ehe sei »eins der höchsten Rechtsgüter 

unserer Verfassung«, erinnerte sie. An-

scheinend solle dies aber nicht für dieje-

nigen gelten, die »um
 ihre Angehörigen 

in Kriegsgebieten bangen«. 

 D
er Fam

iliennachzug zu Flüchtlin-

gen, denen im
 Asylverfahren nur ein 

sogenannter subsidiärer Schutzstatus 

zuerkannt wurde, war im
 M

ärz 2016 m
it 

Verabschiedung des Asylpakets II durch 

den Bundestag für zwei Jahre ausge-

setzt worden. D
anach hatte sich die Ent-

scheidungspraxis des Bundesam
tes für 

M
igration und Flüchtlinge (BAM

F) ge-

ändert. W
ie der Flüchtlingsrat kürzlich 

m
itteilte, erhielten von den syrischen 

Asylsuchenden seit August 2016 »deut-

lich m
ehr als die H

älfte nur den subsi-

diären Schutz statt des Flüchtlingsstatus 

nach der G
enfer Flüchtlingskonventi-

on«. D
ie Betroffenen seien dam

it von 

der Aussetzung des Rechts auf Fam
ili-

ennachzug betroffen. D
ies gelte auch für 

zahlreiche Asylsuchende aus dem
 Irak, 

aus Afghanistan, Eritrea und Som
alia. 

 A
m

 
Freitag 

prozestierten 
rund 

50 M
enschen vor der CD

U-Parteizen-

trale in Berlin gegen die Pläne des In-

nenm
inisters. Gegenüber  jW

  berichtete 

Katharina M
üller, ein Abteilungsleiter 

aus dem
 H

aus in der Klingelhöferstra-

ße habe im
 Gespräch m

it Teilnehm
ern 

betont, die Verlängerung der Ausset-

zung des Fam
iliennachzugs werde vom

 

M
inister gefordert. D

ies sei aber kei-

ne Position der CD
U. D

er bayerische 

M
inisterpräsident und CSU-Chef H

orst 

Seehofer verlangte am
 M

ittwoch sogar 

eine generelle Abschaffung des Rechts 

auf Fam
iliennachzug für Flüchtlinge m

it 

eingeschränktem
 Schutzstatus. 

 D
em

gegenüber m
ahnte die Bundes-

tagsabgeordnete Ulla Jelpke (D
ie Lin-

ke) am
 Freitag, die Bundesregierung 

m
üsse »endlich wirksam

e M
aßnahm

en 

zur Beschleunigung von Asylverfahren 

ergreifen und die H
indernisse für eine 

erfolgreiche Integration der Flüchtlinge 

abbauen«. D
azu gehöre »in erster Li-

nie« die Rücknahm
e der Aussetzung des 

Fam
iliennachzugs. 

 D
eutliche Kritik am

 Um
gang der 

Bundesregierung m
it Geflüchteten kam

 

auch vom
 Rat für M

igration, einem
 Zu-

sam
m

enschluss von m
ehr als 150 W

is-

senschaftlern. Er stellte am
 Freitag in 

Berlin ein »M
anifest für eine zukunftsfä-

hige M
igrations-, Flüchtlings- und Inte-

grationspolitik« vor. D
arin konstatieren 

die Fachleute, in Europa sei ein wach-

sender Einfluss »eines Abwehrnationa-

lism
us zu beobachten«. Flüchtlinge wür-

den zunehm
end als Bedrohung wahrge-

nom
m

en und dargestellt – nicht nur von 

rechten, sondern auch von »Parteien der 

politischen M
itte«. D

ie Grenzforscherin 

Sabine H
ess kritisierte, die EU setze auf 

Abschottung und sei zu einer »Politik 

des Sterbenlassens« zurückgekehrt.     

W
enn ich wüsste, dass m

or-

gen die W
elt unterginge, 

würde ich heute noch ein 

A
pfelbäum

chen pflanzen«, soll M
artin 

Luther gesagt haben. Sie geht zwar 

nicht sofort unter, wenn sich im
m

er 

größere Teile der Erdfläche im
 Besitz 

von im
m

er weniger Personen konzen-

trieren. Aber die schw
indende Verfüg-

barkeit von Land und anderen Ressour-

cen ist ungerecht und trägt zum
indest 

im
 »globalen Süden« zur Verschärfung 

von A
rm

ut und H
unger bei. Auf solche 

Zusam
m

enhänge m
achten am

 Freitag 

Landw
irte und A

ktivisten des Bündnis-

ses »W
ir haben es satt!« nahe Söm

m
er-

da in Thüringen aufm
erksam

. 

 Sie pflanzten am
 Rand eines Flur-

stücks der Südzucker AG
 42 A

pfel-

bäum
e. D

ie etwa 30 Teilnehm
er der 

A
k tion weihten nach dem

 Einpflanzen 

feierlich die »A
llee des Landraubs« ein 

und übergaben sie der G
em

einde Söm
-

m
erda, die rechtm

äßige Eigentüm
erin 

der angrenzenden Flächen sei. D
ie von 

den Bäum
chen gesäum

te »A
llee« hat 

nun eine Breite von elf M
etern. D

ie-

se entspreche dem
 im

 Katasteram
t der 

G
em

einde eingetragenen öffentlichen 

W
eg, der an dieser Stelle sein sollte, so 

die A
ktivisten. Viele solcher W

ege sei-

en in der Vergangenheit zu Ackerland 

gem
acht oder auf eine m

inim
ale Breite 

reduziert worden. D
ies sei »zum

eist 

w
iderrechtlich« und ohne Zahlung von 

Pachtgebühren an die G
em

einden ge-

schehen, so auch in diesem
 Fall. 

 M
it ihrem

 A
kt zivilen U

ngehorsam
s 

wollten die D
em

onstranten darauf auf-

m
erksam

 m
achen, dass U

nternehm
en 

Bauern im
m

er m
ehr Acker- und W

ei-

deland entziehen. Bei Söm
m

erda hat 

Südzucker im
 vergangenen Jahr insge-

sam
t 2.500 H

ektar für 29 M
illionen 

Euro von der Terra eG
, einer ehem

ali-

gen LPG
, erworben. M

ichael G
rolm

, 

Vorsitzender der A
rbeitsgem

einschaft 

bäuerliche Landw
irtschaft (AbL) M

it-

teldeutschland, sagte, die 42 verblie-

benen A
nteilseigner der Terra hätten 

einen M
illionengew

inn gem
acht, ob-

wohl sie das Land nach 1990 »ext-

rem
 vergünstigt bekom

m
en« hätten. 

G
rolm

 forderte für alle Bundesländer 

Agrarstrukturgesetze, »die garantieren, 

dass nur landw
irtschaftliche Betriebe 

Agrarflächen kaufen können«. Außer-

dem
 m

üssten »A
nteilskäufe und ande-

re Tricks, die außerlandw
irtschaftliche 

Investoren nutzen, um
 an Boden zu 

kom
m

en, verboten werden«. 

 D
as Bündnis verw

ies am
 Freitag 

in einer Presseerklärung auf eine U
n-

tersuchung des bundeseigenen Thü-

nen-Instituts, nach dem
 beispielswei-

se im
 Landkreis M

ecklenburgische 

Seenplatte m
ittlerweile 43 Prozent der 

Agrarflächen in der H
and von bran-

chenfrem
den Investoren sind (siehe 

dazu auch  jW
 -Schwerpunkt vom

 14.2.). 

Jochen Fritz, O
rganisator der D

em
ons-

trationen für eine Agrarwende, zu de-

nen seit m
ehreren Jahren im

 Januar 

Zehntausende nach Berlin ström
en, 

w
ies in Söm

m
erda darauf hin, dass die 

Preise für Ackerland sich in den letzten 

zehn Jahren m
ehr als verdoppelt ha-

ben. D
ies sei ein wesentlicher G

rund 

für das H
öfesterben. 

 D
ie Pflanzdem

o war Teil einer »A
k-

tionstour gegen Konzernm
acht, Lan-

draub und Tierfabriken« des Bündnis-

ses von m
ehr als 45 O

rganisationen aus 

Landw
irtschaft und Zivilgesellschaft. 

Zum
 Auftakt hatten A

ktive am
 M

itt-

woch vor der Bayer-Zentrale in Lever-

kusen gegen die geplante Ü
bernahm

e 

des 
U

S-Saatgut- 
und Agrochem

ie-

m
ultis M

onsanto durch den Konzern 

protestiert. A
m

 Sam
stag findet eine 

Abschlussdem
onstration zum

 W
iesen-

hof-Schlachthof in Königs W
usterhau-

sen südlich von Berlin statt. D
ort w

ill 

der größte deutsche G
eflügelverarbei-

ter nach einer Erweiterung seiner Pro-

duktionsanlage künftig 240.000 H
ähn-

chen pro Tag schlachten. 

 

 Jana Frielinghaus 

  D
em

o gegen den W
iesenhof-

Schlachthof in Königs W
usterhausen: 

Sam
stag, 13 U

hr, Bahnhof 

  w
ir-haben-es-satt.de   

   SPD im historischen 

Umfragetief 

   Berlin.  D
ie SPD

 liegt gut zw
ei 

W
ochen vor der Bundestags-

wahl in U
m

fragen unter ih-

rem
 historisch schlechtesten 

W
ahlergebnis. Befragungen 

für  ARD
  und  ZD

F  sehen die 

Partei bei 21 beziehungsw
eise 

22 Prozent. Beide W
erte liegen 

unter dem
 Bundestagswahler-

gebnis aus dem
 Jahr 2009, als 

die Sozialdem
okraten 23 Pro-

zent geholt hatten. Laut dem
 

am
 Freitag veröffentlichten 

neuen  ZD
F -Politbarom

eter 

käm
e die SPD

 auf unverändert 

22 Prozent, w
enn schon an die-

sem
 Sonntag Bundestagswahl 

wäre. D
ie U

nion büßte einen 

Punkt ein und liegt bei 38 Pro-

zent. D
ie Linke verharrt bei 

9 Prozent, die G
rünen bleiben 

bei 8 Prozent. D
ie FD

P verlor 

einen Prozentpunkt auf 9 Pro-

zent. D
agegen legte die A

fD
 

um
 einen Punkt auf 9 Prozent 

zu.  

(dpa/jW) 

      Prozess gegen 

Terrorverdächtigen 

   Dresden.  W
egen M

itgliedschaft 

in einer terroristischen Verei-

nigung m
uss sich seit Freitag 

ein 25 Jahre alter Syrer vor 

dem
 O

berlandesgericht D
res-

den verantw
orten. D

er A
nge-

klagte soll vor seiner Flucht 

nach D
eutschland für die 

islam
istische Fatah-A

l-Scham
-

Front gegen Regierungstrup-

pen in seiner H
eim

at gekäm
pft 

haben und an der Entführung 

von Journalisten beteiligt 

gew
esen sein. D

er Fall w
ird 

in dem
 H

ochsicherheitssaal 

verhandelt, der bereits für das 

Verfahren gegen die rechtsex-

trem
istische »G

ruppe Freital« 

genutzt w
urde. D

ie A
nklage 

stützt sich ausschließlich auf 

die A
ngaben des M

annes bei 

der Polizei in Sachsen. 

 

(dpa/jW)    

Geflüchtete protestierten am
 Freitag vor der CDU-Bundeszentrale gegen die Forderung des Innenm

inisters, M
enschen m

it 

eingeschränktem
 Schutzstatus auch nach dem

 M
ärz 2018 das Nachholen von Kindern und Ehepartnern zu verw

eigern

FLORIAN BOILLOT

Zitat des Tages

 Jacques Schuster in der  W
elt 

 (Freitagausgabe) über die m
ög-

lichen Varianten beim
 Bundes-

tagsw
ahlergebnis für die Sozial-

dem
okraten 

 Spannend bleibt die 

Frage, wie die SPD
 

verliert.  
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10n Onlinewerbung

Paradox, aber wirkungsvoll – was die Webauftritte der jungen Welt 
angeht, sind wir streng konservativ. Auf jungewelt.de und jW-mobil stehen 
die redaktionellen Inhalte, die Lesefreundlichkeit und die sorgfältige Kuratie-
rung der angebotenen Texte ganz klar im Mittelpunkt. Bei uns kommen zum 
Beispiel Clickbait-Fotostrecken, »Gewinnspiele« und »Umfragen« ebenso-
wenig in die Tüte wie der »Native-Advertising«-Schwindel, von dem sich die 
Branche derzeit soviel verspricht. Auch animierte Bannerwerbung, Video- und 
Layerads werden Sie in aller Regel bei uns nicht finden können. Ganz schön 
retro, könnte man meinen.

Aber weit gefehlt, denn diese Entscheidung liefert uns – und Ihnen! – 
unschlagbare Vorteile. Nur so können wir Ihnen den Zugang zu einer Leser-
schaft bieten, die ein außerordentliches Vertrauen in »ihre« Zeitung setzt, die 
Werbung als wertvolle Hinweise und im besten Fall sogar als »Empfehlungen 
der Redaktion« wertet. Dieser Vertrauensvorschuss ist ein echtes Pfund für 
Ihre Werbung. 

Nutzen Sie diese reichweitenstarken und zielgenauen Kanäle für Ihr 
Marketing!

Sie wünschen sich mehr Informationen und eine ausführlichere Beratung bei 
der Planung Ihrer Onlinewerbung? Dann freuen wir uns über eine kurze  
E-Mail an verlag@jungewelt.de oder einen Anruf unter 0 30/53 63 55-29.

Das Wichtigste im Mittelpunkt

Ihr  
Banner

Ihr Banner

Ihr Banner
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BILLBOARD 700: Das Billboard 700 befindet sich im oberen Bereich der Homepage und 
der Seite »Aktuelle Ausgabe«, der Übersicht der Beiträge des Tages. Sie werben 
hier an der Stelle, an der die meisten Leserinnen und Leser mit der Lektüre ihrer 
Lieblingszeitung im Netz beginnen.

Formate:   	 700 × 180 Pixel 25,00 €* 
	 700 × 240 Pixel 25,00 €*

RECTANGLE/CONTENT AD: Mit dem Rectangle-Banner werben Sie da, wo es zur Sache 
geht: direkt in den redaktionellen Beiträgen der jungen Welt. Dabei ist das Banner 
im oberen bis mittleren Artikelbereich auf der linken Seite plaziert und i. d. R. auf drei 
Seiten von Text umgeben. 

Format:   	 300 × 250 Pixel 30,00 €*

jW-MOBIL: Auf den für mobile Endgeräte optimierten jW-Seiten bieten wir ebenfalls 
Bannerwerbung an. Hier können Sie zwischen dem Format Billboard 700 und dem 
Rectangle-Banner wählen. Preise und Formate entsprechen den oben angege
benen. Aktuell plazieren wir die Banner auf der mobilen Startseite und den Artikel
seiten. 

* Der Preis wird für je 1.000 Kontakte bzw. Einblendungen berechnet (Tausender-Kontakt-Preis, TKP).

Ein Berechnungsbeispiel: Für 20 000 Einblendungen eines Billboard-700-Banners 
berechnen wir 20mal den TKP von 25 €, also 500 € zzgl. MwSt.

Mindestbuchungsvolumen: 10 000 Einblendungen

Dateiformate: JPG- oder GIF-Format. Lieferung mindestens drei Tage vor der ersten 
Schaltung an verlag@jungewelt.de

Kosten für Bannergestaltung: 45 €

Auf animierte Banner bitten wir im Interesse der Leserinnen und Leser wie auch der 
Werbetreibenden zu verzichten. Lesen Sie dazu bitte auf Seite 10 nach.

Nach Ablauf der vereinbarten Laufzeit bzw. nach Erreichen der vereinbarten Menge 
an Einblendungen erhalten Sie von uns per E-Mail einen Bericht über die Zahl der 
Auslieferungen und der Zugriffe auf Ihr Banner.

Billboard 700

Formate und Preise

Rectangle

Über aktuelle Entwicklungen und  
Sonderangebote halten wir Sie unter  
www.jungewelt.de/werbung  
auf dem laufenden.

Rectangle
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BUNDLE I: RECTANGLE + MOBIL 

Mit ihrer Plazierung direkt in den redak-
tionellen Texten auf jungewelt.de und 
jW-mobil garantieren Ihnen Rectang-
le- und Mobile-Banner eine besonders 
wirkungsvolle Werbeleistung. Kombi-
nieren Sie diese beiden Werbeplätze 
und erreichen Sie unsere Leserinnen 
und Leser unabhängig davon, ob sie 
ihre Lieblingszeitung nun am Schreib-
tisch oder in der U-Bahn lesen!

Und das beste: Für die Buchung beider 
Plätze im Paket bieten wir Ihnen einen 
stark rabattierten TKP von 20 € an.  
Die Mindestbelegung beträgt 
40 000 Einblendungen, die wir nach 
Ihren Vorgaben auf die beiden 
Werbeplätze aufteilen. 

BUNDLE II: RECTANGLE + BILLBOARD 700 

Dieses Paketangebot garantiert Ihnen 
eine besonders intensive Ansprache 
Ihrer potentiellen Kunden auf der klassi-
schen jW-Website. Auf der Homepage 
und der Tagesübersicht werben Sie mit 
dem Billboard 700, auf den Artikelseiten 
mit dem Rectangle-Banner.

Durch die mehrfache Ansprache 
verstärken Sie die Wirksamkeit Ihrer 
Werbung und generieren deutlich mehr 
Klicks auf Ihre Werbemittel. 

Der Bundle-TKP liegt hier bei 25 €, 
die Mindestbelegung ebenfalls bei 
40 000 Einblendungen.

Bundle-Angebote

n Onlinewerbung

Bundle-Angebote: 

Rectangle

Banner

Rectangle

Billboard 700
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Reichweite & Wirkung – darf’s ein bisschen mehr sein?

n Crossmedia

Mit junge Welt und jungewelt.de haben Sie zwei einzigartige Werbeträger an der 
Hand, die sich gegenseitig wunderbar ergänzen. Nutzen Sie beide Kanäle für Ihre 
Werbung, um gleich dreifachen Effekt zu erzielen:

Reichweitenverlängerung:
Ihre Onlinewerbung auf jungewelt.de erreicht eine zusätzliche Zielgruppe, die wie 
die Printlesenden vor allem aus Interesse an einer kritischen Analyse des aktuellen 
Geschehens die junge Welt nutzt. Schließlich steht die jW in Print und online mit ihren 
klaren und oft auch kontroversen Positionen für einen engagierten und anspruchsvol-
len Journalismus, der Neugierige auf der Suche nach unabhängigen Informationsquel-
len anspricht. Wollen Sie beide Lesergruppen für Ihr Anliegen begeistern?

Vertiefung der Werbewirkung: 
Bei denen, die neben dem Griff zur gedruckten Ausgabe der jW auch das Online-
portal nutzen, lässt sich mit einer kombinierten Ansprache über beide Kanäle die 
Wirkung Ihrer Werbung wesentlich steigern. Unsere Erfahrungen decken sich hier 
mit den Ergebnissen der Werbeforschung: Wenn es gelingt, die Aufmerksamkeit des 
zukünftigen Kunden mehrfach und auf verschiedenen Kanälen zu wecken, steigen 
die Erfolgschancen erheblich. Eine Möglichkeit, die Sie nicht ungenutzt lassen 
sollten! 

Rabattierte Paketpreise: 
Buchen Sie Ihre Werbung im Crossmedia-Paket, bieten wir Ihnen unschlagbar 
günstige Rabatte an.

Sie erreichen also mehr potentielle Kunden, sprechen sie wirkungsvoller an und 
schonen dabei Ihr Werbebudget. 

Noch Fragen? 0 30/53 63 55-29

Ihr Billboard
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Air Berlin: Luftnummer statt Schwergewicht

Ampelkoalition in Rheinland-Pfalz vernichtet 2.000 Stellen im öffentlichen Dienst,  
um keine Schulden mehr zu machen. Kürzungen bei Grundschulen. Von Ralf Wurzbacher

Hohe Schulden, genervter Investor: Deutschlands zweitgrößte Fluggesellschaft soll halbiert werden

Wat mutt, dat mutt, sagt der 
Norddeutsche und liegt 
richtig. Wenn die Blase 

drückt, braucht’s Erleichterung. Bei 
der »Schuldenbremse« ist das nicht 
anders. Drückt die aufs Haushalts-
budget, muss halt was weg, egal 
was: Staatliche Aufgaben, nötige In-
vestitionen, Personal. Steht schließ-
lich in der Verfassung, und die ist 
ja praktisch naturgegeben. Auch in 
Rheinland-Pfalz. Dort wurden zum 
Schuljahresbeginn 270 Lehrkräfte 
neu eingestellt, um die Unterrichts-
versorgung bei wieder gestiegenen 
Schülerzahlen sicherzustellen. Drei 
Wochen später hat die Landesregie-
rung verkündet, 310 Stellen bei den 
Schulen abbauen zu wollen, korrek-
ter: zu müssen. Wegen der »Schul-
denbremse«, versteht sich.

Das ist längst nicht alles. Insgesamt 
sollen bis zum Jahr 2020 rund 2.000 
Arbeitsplätze im öffentlichen Dienst 
verschwinden. Vergangene Woche hat 
Finanzministerin Doris Ahnen (SPD) 
ihr Kürzungskonzept vorgelegt. Da-
nach fallen bei der Polizei 50 Stellen 
weg, in der Finanzverwaltung 240, 
beim Landesbetrieb Liegenschafts- 
und Baubetreuung 85, im Justizvoll-
zug 60, beim Landesbetrieb Mobilität 
180, in der Landwirtschaftsverwal-
tung 106, im Forstwesen 178 und in 
der Hochschulverwaltung 50. Dazu 
werden weitere 600 Arbeitsplätze in 
der Ministerialverwaltung und den 
Mittelbehörden abgebaut. »Es wird 
selbstverständlich keine Entlassungen 
geben«, beteuerte Ahnen. Den Ader-
lass besorgt die Personalfluktuation, 
also der Verzicht auf Nachbesetzun-
gen – soll heißen: Tut gar nicht weh.

Der Deutsche Gewerkschaftsbund 
(DGB) spürt trotzdem etwas. »Die 
sogenannte Schuldenbremse bedeu-
tet schmerzhafte Einschnitte in vie-
len Bereichen«, beklagte Dietmar 
Muscheid, Chef der DGB-Region 
Rheinland-Pfalz/Saarland, in einer 
Stellungnahme. »Ganz klar ist: Wenn 
Stellen wegfallen, müssen ebenso 

Aufgaben wegfallen.« Immerhin darf 
der DGB beim Streichkonzert mitfi-
deln. Für die erste Geigerin Ahnen 
ist der Dialog mit den Beschäftigten-
vertretern »von zentraler Bedeutung«. 
Sie verfügten über »wichtige Experti-
se bei Umstrukturierungen und Umor-
ganisationen, die wir berücksichtigen 
werden«. Muscheid nahm die Einla-
dung prompt an und bemerkte: »Ins-
besondere die Personalvertreterinnen 
und -vertreter wissen am besten, wel-
che Bereiche und Aufgaben möglichst 
ausgenommen werden müssen.« Auf 
Protest ist man wohl nicht aus.

Während die »Ampel«-Regierung 
aus SPD, FDP und Grünen mona-
telang mit dem geplatzten Verkauf 
des Hunsrück-Flughafens Hahn für 
Aufregung sorgte (jW berichtete), 
geht der geplante Kahlschlag bisher 
praktisch ohne Schlagzeilen ab. Ge-
mäß der 2010 in die Landesverfas-

sung gehievten Schuldenregel muss 
der »strukturelle Haushaltsausgleich« 
bis spätestens 2020 erreicht sein. Das 
Ziel will Ahnen mit »Einsparungen, 
Effizienzsteigerungen und verlässli-
chen Einnahmen« erreichen – und 
eben mit Personalabbau, denn: »Ein 
solider Haushalt dient den Bürgern, 
den kommenden Generationen und 
nicht zuletzt auch unseren Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern«.

Nach Meinung des Ökonomen 
Heiner Flassbeck liefert die Ministe-
rin damit eine Erläuterung für etwas, 
»was nun mal nicht zu erläutern ist«. 
Einsparungen in öffentlichen Haus-
halten richteten »unmittelbar Scha-
den« an, weil der Staat auf Investitio-
nen verzichte, »die den zukünftigen 
und den heutigen Generationen das 
Leben erheblich erleichtern könnten«, 
schrieb er am vergangenen Freitag in 
seinem Blog makroskop.eu. Daraus 

folge, »dass jeder Politiker, der einen 
solchen Haushalt exekutiert oder auch 
nur verteidigt, gegen seine ureigenste, 
ebenfalls von der Verfassung vorgege-
bene Aufgabe, nämlich Schaden vom 
Bürger abzuwenden, verstößt«.

Ahnen war selbst lange Bildungs-
ministerin in Rheinland-Pfalz und 
steht für Errungenschaften wie bei-
tragsfreie Kitas und den Bestand des 
neunjährigen Gymnasiums. Als Che-
fin des Finanzressorts schickt sie sich 
jetzt an, kleinere Grundschulen auf 
dem Land dichtzumachen, »erstmals 
seit Jahrzehnten«, wie der Landeschef 
des Verbands Bildung und Erziehung 
(VBE), Gerhard Bold, in einer Presse-
mitteilung monierte. Bildungspolitik 
sei damit nur noch ein »Appendix 
der Haushaltspolitik«. So handele 
nur, »wem das Wasser bis zum Hals 
steht«. Das trifft es – da hilft nur Was-
serlassen.

Air Berlin macht Negativ-
schlagzeilen. Wieder einmal. 
Die zweitgrößte in der BRD 

registrierte Fluggesellschaft plant an-
geblich eine Halbierung der Flotte. 
Diese drastische Schrumpfkur soll In-
sidern zufolge noch diese Woche unter 
Dach und Fach kommen. Beteiligte 
an diesem Deal sind unter anderem 
die Konkurrentin Deutsche Lufthansa, 
die Ferienfluggesellschaft TUI-fly und 
Air-Berlin-Großaktionär Etihad.

Wenn am morgigen Mittwoch der 
Lufthansa-Aufsichtsrat der Übernah-
me von rund 40 Air-Berlin-Maschinen 
samt Besatzung zustimme, solle Ende 
der Woche ein weiterer Deal mit der 
TUI-Fluglinie folgen, will die Finanz-
nachrichtenagentur dpa-AFX am Mon-
tag aus dem Umfeld der Verhandlun-
gen erfahren haben. Dabei solle die 
österreichische Tochter von Air Berlin, 
Niki (benannt nach dem inzwischen 
aus dem Unternehmen ausgeschiede-
nen Gründer, dem Rennfahrer Niki 
Lauda), zusammen mit 14 TUI-fly-

Maschinen, die bislan für Air Berlin 
unterwegs sind, in eine neue, gemein-
same Ferienfluggesellschaft eingehen.

Die Verhandlungen für Air Berlin 
führt dem Vernehmen nach die (staat-
liche) Fluggesellschaft der Vereinigten 
Arabischen Emirate (VAE). Etihad 
Airways ist mit 29,2 Prozent seit 2011 
größte Aktionärin des Berliner Unter-
nehmens und hält dieses seit Jahren 
mit Geldspritzen am Leben und in der 
Luft. Allerdings scheinen es die Ver-
antwortlichen in der VAE-Hauptstadt 
Abu Dhabi allmählich leid zu sein, den 
Geldesel zu spielen. Alle Versuche, 
aus Air Berlin ein gewinnbringendes 
Unternehmen zu machen, sind in den 
vergangenen Jahren fehlgeschlagen. 
Jetzt droht die Fluggesellschaft zum 
Leichtgewicht (oder gar zum Auslauf-
modell) zu werden. Das hat Auswir-
kung auf die Arbeitsplätze.

Die Pilotengewerkschaft Vereini-
gung Cockpit (VC) forderte deshalb 
mehr Transparenz. Die Kollegen bei 
Air Berlin und dem möglichen Koope-

rationspartner TUI-fly seien verunsi-
chert über die Zukunft ihrer Jobs, sagte 
VC-Sprecher Markus Wahl am Mon-
tag. »Wir brauchen zügig verlässliche 
Informationen.« Das gelte auch für die 
Piloten der rund 40 Maschinen, die 
an die Lufthansa-Tochter Eurowings 
zunächst erst einmal vermietet werden 
sollen.

Auch die TUI-fly-Belegschaft ist be-
sorgt wegen der Spekulationen über 
mögliche betriebliche Veränderungen. 
»Die Stimmung ist explosiv«, sagte 
der Konzernbetriebsratsvorsitzende 
Frank Jakobi zu dpa. »Wir erwarten 
eine schnellstmögliche Klärung der 
Situation«, so Jakobi, der im TUI-Auf-
sichtsrat sitzt.

TUI-fly-Aufsichtsratschef Henrik 
Homann und Geschäftsführer Jochen 
Büntgen hatten am Freitag in einem 
Brief an die Belegschaft bestätigt, 
dass das Unternehmen »angesichts der 
wirtschaftlich schwierigen Situation 
von Air Berlin« immer wieder mit der 
Fluglinie und Partnern im Gespräch sei 

und mögliche Kooperationen auslote. 
Schließlich müssten sie die wirtschaft-
lichen Interessen ihres Unternehmens 
mit insgesamt 41 Flugzeugen wahren.

 (dpa/Reuters/ jW)
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Piloten der rund 40 Maschinen, die 
an die Lufthansa-Tochter Eurowings 
zunächst erst einmal vermietet werden 
sollen.

Auch die TUI-fly-Belegschaft ist be-
sorgt wegen der Spekulationen über 
mögliche betriebliche Veränderungen. 
»Die Stimmung ist explosiv«, sagte 
der Konzernbetriebsratsvorsitzende 
Frank Jakobi zu dpa. »Wir erwarten 
eine schnellstmögliche Klärung der 
Situation«, so Jakobi, der im TUI-Auf-
sichtsrat sitzt.

TUI-fly-Aufsichtsratschef Henrik 
Homann und Geschäftsführer Jochen 
Büntgen hatten am Freitag in einem 
Brief an die Belegschaft bestätigt, 
dass das Unternehmen »angesichts der 
wirtschaftlich schwierigen Situation 
von Air Berlin« immer wieder mit der 
Fluglinie und Partnern im Gespräch sei 

und mögliche Kooperationen auslote. 
Schließlich müssten sie die wirtschaft-
lichen Interessen ihres Unternehmens 
mit insgesamt 41 Flugzeugen wahren.

Von den TUI-fly-Maschinen sind 
14 Mittelstreckenjets des Typs Boeing 
737 derzeit samt Personal noch für Air 
Berlin im Einsatz, der selbst Airbus-
Flugzeuge betreibt. Der Vertrag läuft 
bis 2019 und würde sich für weitere 
zehn Jahre verlängern, wenn er nicht 
von beiden Seiten gekündigt wird. 
Angeblich seien dessen Konditionen 
aber so, dass sie Air Berlin finanziell 
belasteten.

Und auch der Ferienflieger selbst 
scheint ein begehrtes Übernahmeziel. 
Laut Handelsblatt (Montagausgabe) 
kursieren um die Zukunft die TUI-
Tochter ebenfalls heftige Gerüchte. So 
soll der britische Billigflieger Easyjet 
ein Auge auf die Touristik-Airline ge-
worfen haben. Hierzu habe das TUI-
Management jüngst Berichte über Ver-
kaufsverhandlungen dementiert. 

 (dpa/Reuters/ jW)

Die Zeit Märchenvorlesens in Kitas ist für Doris Ahnen vorbei: Die frühere Bildungsministerin exekutiert jetzt als Chefin 
des Finanzressorts die Vorgaben der »Schuldenbremse«
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Ausgaben der Gemeinden 
wachsen schneller
Wiesbaden. Den Gemeinden in 
Deutschland haben im ersten 
Halbjahr dieses Jahres knapp drei 
Milliarden Euro in den Kassen 
gefehlt. Zwar nahmen sie und 
ihre Verbände insgesamt rund 
110,1 Milliarden Euro ein, zu-
gleich stiegen aber die Ausgaben 
auf 113,0 Milliarden Euro, wie 
das Statistische Bundesamt in 
Wiesbaden am Montag mitteilte. 
Kostentreiber sind nach Angaben 
eines Experten der Behörde vor 
allem die Sozialleistungen. Sie 
stiegen gegenüber dem Vorjahr 
um 12,2 Prozent auf knapp 30 
Milliarden Euro. Im Vergleichs-
raum des Vorjahres lag das 
Defizit der Kommunen bei etwas 
mehr als einer Milliarde Euro. 
 (dpa/jW)

Aldi investiert  
in Großbritannien
London. Aldi will in den kommen-
den drei Jahren rund 300 Mil-
lionen Pfund (350 Millionen 
Euro) in die Verschönerung von 
Filialen in Großbritannien inve-
stieren. Mit dem Geld sollen etwa 
hundert der derzeit 660 Filialen 
renoviert werden, teilte das briti-
sche Aldi-Tochterunternehmen 
am Montag mit. Zudem werde 
das Angebot um alkoholische 
Getränke und Produkte für Babys 
erweitert.  (dpa/jW)

Patentgeschützte  
Medizin ist Kostentreiber
Berlin. Die Arzneimittelaus-
gaben der gesetzlichen Kran-
kenversicherung (GKV) haben 
2015 einen neuen Rekord von 
36,9 Milliarden Euro erreicht. 
Wie aus dem am Montag in 
Berlin veröffentlichten Arznei-
verordnungsreport hervorgeht, 
stiegen die Kosten im Vergleich 
zum Vorjahr um anderthalb 
Milliarden Euro. Als Preistreiber 
sehen Experten vor allem patent-
geschützte Arzneimittel, für die 
14,9 Milliarden Euro ausgegeben 
wurden – 1,3 Milliarden mehr als 
im Vorjahr. Der durchschnittliche 
Apothekenverkaufspreis eines pa-
tentierten Arzneimittels lag dem 
Report zufolge im Jahr 2015 bei 
rund 369 Euro. Pro Verordnung 
lag der Preis damit im Schnitt fast 
13mal höher als bei generischen 
Arzneimitteln, die 2015 rund 
29 Euro kosteten. Generika sind 
Nachahmerpräparate von bereits 
unter einem Markennamen ge-
handelten Medikamenten mit 
denselben Wirkstoffen.  (AFP/jW)

Kartendienst soll  
Fahrzeuge vernetzen
Berlin. Der Kartendienst »Here« 
der Autobauer Audi, BMW und 
Daimler will vernetzte Fahrzeuge 
Daten ihrer Sensoren austau-
schen lassen. Dabei geht es unter 
anderem um Informationen zu 
Verkehrsfluss und Staus, Un-
fallstellen und Glatteis sowie zu 
Straßenschildern, wie das Unter-
nehmen am Montag ankündigte. 
Der Service soll im ersten Halb-
jahr kommenden Jahres zunächst 
mit Daten von Audi, BMW und 
Mercedes-Benz an den Start ge-
hen.  (dpa/jW)

Die Zeit Märchenvorlesens in Kitas ist für Doris Ahnen vorbei: Die frühere Bildungsministerin exekutiert jetzt als Chefin 
des Finanzressorts die Vorgaben der »Schuldenbremse«
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Ihre Anzeige
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Neben der jungen Welt gibt die Verlag 8. Mai GmbH auch die vierteljährlich 
erscheinende Publikation Melodie & Rhythmus heraus. Die frühere DDR-Musik-
zeitschrift stellt sich seit April 2017 als »Magazin für Gegenkultur« vor. Schon nach 
dieser kurzen Zeit wird Melodie & Rhythmus als ein Solitär auf dem deutschspra-
chigen Zeitschriftenmarkt wahrgenommen. Zwar spielt Musik auch weiterhin eine 
wichtige Rolle, doch werden auf hohem journalistischen Niveau und aus kritischer 
Sicht mittlerweile nahezu alle Felder von Kunst und Kultur betrachtet. Autorinnen 
und Autoren aus aller Welt berichten über Film, Literatur, Theater, Fotografi e … 
Neben dieser orientierenden Übersicht widmet sich jedes Heft auf 20 Seiten einem 
Schwerpunktthema. Welche wir für 2018 geplant haben, entnehmen Sie bitte den 
M&R-Mediadaten.

Das Magazin erreicht vielfältig engagierte, kulturinteressierte Leserinnen und Leser 
aller Altersgruppen im deutschsprachigen Raum. Sie verstehen und nutzen Kultur 
nicht als ein aus anderen Zusammenhängen losgelöstes Phänomen, sondern 
beschäftigen sich ebenso mit ihren politischen und ökonomischen Rahmen-
bedingungen.

Sind Sie neugierig geworden? Gerne senden wir Ihnen ein Ansichtsexemplar von 
Melodie & Rhythmus sowie die aktuellen Mediadaten zu.

Außerdem im Verlag 8. Mai …

n Anzeigen in Verlagsprodukten
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Gegründet 1957  www.melodieundrhythmus.com  

2. Quartal 2017 | € 6,90

FRANKREICH: 7,30 €

LUXEMBURG: 7,30 €

ÖSTERREICH: 7,30 €

SCHWEIZ:  8,70 CHF

KONSTANTIN WECKER VICE
SAHRA WAGENKNECHT

Künstler, Politiker und Intellektuelle 

gratulieren zum 70. Geburtstag

Ein Subkultur-Magazin als Vehikel 

der Massenmanipulation

Die Linken-Fraktionschefin  

rezensiert »Der junge Karl Marx«

8 Seiten extra

FOTOREPORTAGE

Das Kollektiv Activestills 

Israel/Palästina

KONSTANTIN WECKER VICE

Künstler, Politiker und Intellektuelle 

gratulieren zum 70. Geburtstag

Ein Subkultur-Magazin als Vehikel 

8 Seiten extra

FOTOREPORTAGE

Das Kollektiv Activestills

Israel/Palästina

ALBTRAUM PERESTROIKA
NORDKOREA

Der Singer-Songwriter steigt in 

»große Debatten« ein

Mit Agitprop und Kunst gegen  

den US-Imperialismus

RANDY NEWMAN
Geli Korschews surrealistische Gemälde 

der postsowjetischen Gesellschaft

FRANKREICH: 
7,30 €

LUXEMBURG: 
7,30 €

ÖSTERREICH: 
7,30 €

SCHWEIZ:  
8,70 CHF

Gegründet 1957  melodieundrhythmus.com  

4. Quartal 2017 | € 6,90

Che Guevara lebt!

Fotoreportage mit bisher  

unveröffentlichten Bildern
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01.	 Der Anzeigenauftrag ist ein Vertrag über die Veröffentlichung zum Zwecke der Verbreitung einer 
oder mehrerer Anzeigen eines Werbetreibenden in einer Druckschrift.

02.	 Im Falle höherer Gewalt erlischt jede Verpflichtung der Verlag 8. Mai GmbH zur Erfüllung von 
Aufträgen und zur Leistung von Schadensersatz. Insbesondere wird auch kein Schadensersatz 
für nichtveröffentlichte Anzeigen geleistet.

03.	 Anzeigenaufträge sind im Zweifel innerhalb eines Jahres nach Vertragsabschluss abzuwickeln. 
Ist im Rahmen eines Abschlusses das Recht zum Abruf einzelner Anzeigen eingeräumt, so ist 
der Auftrag innerhalb eines Jahres seit Erscheinen der ersten Anzeige abzuwickeln.

04.	 Eine Änderung der Anzeigenpreisliste gilt ab Inkrafttreten auch für laufende Aufträge.
05.	 Die allgemeinen Geschäftsbedingungen des Verlages, die Auftragsbestätigung und die jeweils 

gültige Preisliste sind für jeden Auftrag maßgebend. Der erteilte Anzeigenauftrag wird erst nach 
schriftlicher Bestätigung durch den Verlag bzw. mit Abdruck rechtsverbindlich.

06.	 Für die Aufnahme von Anzeigen in bestimmte Ausgaben oder deren Plazierung an bestimmten 
Plätzen der Druckschrift wird keine Gewähr geleistet, es sei denn, dass der Auftraggeber die 
Gültigkeit des Auftrages ausdrücklich davon abhängig macht. 

07.	 Der Verlag übernimmt keinerlei Haftung für die in der Werbung enthaltenen Sachaussagen über 
Produkte und Leistungen des Kunden. Der Kunde trägt die Verantwortung für die rechtliche 
Zulässigkeit des Anzeigeninhaltes. Der Verlag ist nicht verpflichtet zu prüfen, ob die Anzeige 
Rechtsvorschriften entspricht oder Rechte Dritter verletzt werden.

08.	 Der Verlag behält sich vor, Anzeigenaufträge – auch einzelne Abrufe im Rahmen eines Abschlus-
ses – und Beilagenaufträge abzulehnen, wenn deren Inhalt gegen Gesetze oder behördliche 
Bestimmungen verstößt oder deren Veröffentlichung für den Verlag unzumutbar ist. Dies gilt auch 
für Aufträge, die bei Geschäftsstellen, Annahmestellen oder Vertretern aufgegeben werden. Beila-
genaufträge sind für den Verlag erst nach Vorlage von fünf Mustern der Beilage und deren Billigung 
durch den Verlag bindend. Beilagen, die durch Format oder Aufmachung beim Leser den Eindruck 
erwecken, ein Bestandteil der Zeitung oder Zeitschrift zu sein oder die Fremdanzeigen enthalten, 
werden nicht angenommen. Die Ablehnung eines Auftrages wird dem Auftraggeber unverzüglich 
mitgeteilt. Beilagenaufträge sind Festaufträge ohne Rücktrittsrecht.

09.	 Der Auftraggeber hat bei ganz oder teilweise unleserlichem, unrichtigem oder unvollständigem 
Abdruck der Anzeige Anspruch auf Zahlungsminderung oder eine Ersatzanzeige, aber nur in 
dem Ausmaß, in dem der Zweck der Anzeige beeinträchtigt wurde. Weitergehende Haftungen 
des Verlags sind ausgeschlossen. Reklamationen müssen innerhalb von vier Wochen nach 
Eingang von Rechnungen und Belegen geltend gemacht werden. Für Fehler bei telefonischen 
Übermittlungen jeder Art übernimmt der Verlag keine Haftung.

10.	 Sind etwaige Mängel bei den Druckunterlagen nicht sofort erkennbar, sondern werden dieselben 
erst beim Druckvorgang deutlich, so hat der Auftraggeber bei ungenügendem Abdruck keine 
Ansprüche.

11.	 Die Pflicht zur Aufbewahrung von Druckunterlagen endet drei Monate nach Erscheinen der 
jeweiligen Anzeige, sofern nicht ausdrücklich eine andere Vereinbarung getroffen ist.

12.	 Probeabzüge werden nur auf ausdrücklichen Wunsch geliefert und sind kostenpflichtig.  
Der Auftraggeber trägt die Verantwortung für die Richtigkeit der zurückgesandten Probeabzüge. 
Sendet der Auftraggeber den ihm rechtzeitig übermittelten Probeabzug nicht fristgemäß zurück, 
so gilt die Genehmigung zum Druck als erteilt.

13.	 Sind keine besonderen Größenunterschiede angegeben, so wird die tatsächliche Abdruckhöhe 
der Preisberechnung zugrunde gelegt.

14.	 Die Rechnung ist in der darin angegebenen Frist zu bezahlen, sofern nicht im einzelnen Fall eine 
kürzere Zahlungsfrist oder Vorauszahlung vereinbart ist. Etwaige Nachlässe für vorzeitige Zahlun-
gen werden nach der Preisliste gewährt.

15.	 Bei Zahlungsverzug oder Stundung werden Zinsen in Höhe von drei Prozent über dem jeweiligen 
Basissatz der Europäischen Zentralbank sowie die Einziehungskosten berechnet. Der Verlag kann 
bei Zahlungsverzug die weitere Ausführung des laufenden Auftrages bis zur Bezahlung zurückstel-
len und für die restlichen Anzeigen Vorauszahlung verlangen. Bei Konkursen und Zwangsverglei-
chen entfällt jeglicher Nachlass. Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes ist der Verlag berechtigt, 
auch während der Laufzeit eines Anzeigenabschlusses das Erscheinen weiterer Anzeigen ohne 
Rücksicht auf ein ursprünglich vereinbartes Zahlungsziel von der Vorauszahlung des Betrages und 
von dem Ausgleich offenstehender Rechnungsbeträge abhängig zu machen, ohne dass hieraus 
dem Auftraggeber irgendwelche Ansprüche gegen den Verlag erwachsen.

17.	 Der Verlag liefert mit der Rechnung auf Wunsch einen Anzeigenabschnitt. Wenn Art und Umfang 
des Anzeigenauftrages es rechtfertigen, werden mindestens zwei Kopfbelege oder vollständige 
Belegnummern geliefert. Kann ein Beleg nicht mehr beschafft werden, so tritt an seine Stelle eine 
rechtsverbindliche Aufnahmebescheinigung des Verlages.

18.	 Die für den Verlag tätigen Werbungsmittler und Werbeagenturen sind verpflichtet, sich in ihren 
Angeboten, Verträgen und Abrechnungen mit den Werbungtreibenden an die Preisliste des 
Verlages zu halten. Die vom Verlag gewährte Mittlervergütung darf an den Auftraggeber weder 
ganz noch teilweise weitergegeben werden.

19.	 Für konzernangehörige Firmen, die gemeinsame Rabattierungen beanspruchen wollen, ist eine 
Prüfung durch den Verlag notwendig, die Rabattierung kann nicht generell gewährt werden.

20.	 Erfüllungsort und Gerichtsstand ist für beide Parteien der Sitz des Verlages. Die ladungsfä-
hige Anschrift lautet: Verlag 8. Mai GmbH, Torstr. 6, 10119 Berlin. Geschäftsführer: Dietmar 
Koschmieder, Amtsgericht Berlin-Charlottenburg – HRB 55651.

21.	 Der Kunde hat digital übermittelte Druckunterlagen frei von sogenannten Computerviren, 
-würmern und sonstigen Schadensquellen zu liefern. Er ist insbesondere verpflichtet, zu diesem 
Zweck handelsübliche Schutzprogramme einzusetzen, die jeweils dem neuesten Stand zu 
entsprechen haben. Entdeckt der Verlag auf einer ihm übermittelten Datei Schadensquellen 
der vorbezeichneten Art, wird der Verlag von dieser Datei keinen Gebrauch machen und diese, 
soweit zur Schadensvermeidung bzw. -begrenzung erforderlich, löschen, ohne dass der Kunde 
in diesem Zusammenhang Schadensersatzansprüche geltend machen kann. Der Verlag behält 
sich vor, den Kunden auf Schadensersatz in Anspruch zu nehmen, wenn durch solche von ihm 
eingebrachte Schadensquellen dem Verlag Schäden entstanden sind.

n Allgemeine Geschäftsbedingungen

� Die AGB für Onlinewerbung finden Sie in den Mediadaten auf jungewelt.de
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Ihr direkter Draht zur jungen Welt

ANZEIGENLEITUNG
SILKE SCHUBERT

Tel.:	 0 30 / 53 63 55 - 38
Fax:	 0 30 / 53 63 55 - 51
E-Mail: ssc@jungewelt.de

ANZEIGENVERKAUF 
THOMAS BERGMANN

Tel.:	 0 30 / 53 63 55 - 29
Fax:	 0 30 / 53 63 55 - 51
E-Mail: tb@jungewelt.de


